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Was Sie über die Vorsorgevollmacht und das 
Betreuungsrecht wissen sollten. Grundzüge der 
gesetzlichen Regelungen und Möglichkeiten der 
Vorsorge für den Betreuungsfall.

Infoservic
e

Ihre Fragen zu Vorsorgevollmacht und Betreuungs-

recht beantworten unsere Experten jeden ersten

Donnerstag im Monat von 15.00 bis 16.30 Uhr unter

0211 837-1915.

Soweit in dieser Broschüre lediglich die männliche Form verwendet wird, geschieht 
dies aus Gründen der leichteren Lesbarkeit des Textes. In jedem Fall soll auch die weib-
liche Form mit umfasst sein.



Auch wenn wir es gerne verdrängen, im Grunde wissen wir: Jeder von uns kann durch 
Unfall, Krankheit oder Alter in die Lage kommen, dass er wichtige Angelegenheiten sei-
nes Lebens nicht mehr selbstverantwortlich regeln kann. Was aber wird, wenn ich auf 
die Hilfe anderer angewiesen bin?

JJ Wer erledigt meine Bankgeschäfte?
JJ Wer kümmert sich um meine Behörden- und Versicherungsangelegenheiten?
JJ Wer organisiert für mich nötige ambulante Hilfen?
JJ Wer sucht für mich gegebenenfalls einen Platz in einem Senioren- oder  

Pflegeheim und kündigt meine Wohnung?
JJ Wer entscheidet bei Operationen und medizinischen Maßnahmen?

Eine gute Möglichkeit sicherzustellen, dass im Krankheitsfall Entscheidungen getroffen 
werden, die Ihren Willen und Ihre Persönlichkeit berücksichtigen, ist die Beauftragung 
einer oder mehrerer Personen im Rahmen einer so genannten Vorsorgevollmacht. Mit 
einer solchen Vollmacht erhält Ihre Vertrauensperson die Berechtigung, in bestimmten 
Aufgabenbereichen für Sie rechtliche Erklärungen abzugeben. Ihr wirklicher Wille kann 
umgesetzt werden.
Soweit eine Vorsorgevollmacht nicht errichtet ist, bedarf es der Bestellung eines Be-
treuers als gesetzlicher Vertreter. Dieser wird vom Betreuungsgericht für genau festge-
legte Bereiche ernannt, um die rechtlichen Angelegenheiten der erkrankten Menschen 
wahrzunehmen.
Die Broschüre informiert ausführlich über die Möglichkeiten, durch die Bevollmäch-
tigung einer Vertrauensperson Vorsorge zu treffen. Ein Muster für eine Vorsorgevoll-
macht ist beigefügt. Zudem finden Sie Hinweise zu den Grundzügen des Betreuungs-
rechts.

Thomas Kutschaty
Justizminister des Landes
Nordrhein-Westfalen

Vorwort
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1.	 Wofür sollte ich überhaupt Vor­
sorge treffen? 
Was kann denn schon passieren?

Jeder von uns kann durch Unfall, Krank-
heit oder Alter in die Lage kommen, dass 
er wichtige Angelegenheiten seines Le-
bens nicht mehr selbstverantwortlich re-
geln kann. 
Sie sollten sich für diesen Fall einmal ge-
danklich mit folgenden Fragen befassen: 

JJ Was wird, wenn ich auf die Hilfe 
anderer angewiesen bin? 

JJ Wer handelt und entscheidet für mich? 
JJ Wird dann mein Wille auch beachtet 

werden?
Oder noch konkreter gefragt:

JJ Wer erledigt meine Bankgeschäfte?
JJ Wer kümmert sich um meine Behörden- 

und Versicherungsangelegenheiten?
JJ Wer organisiert für mich nötige ambu-

lante Hilfen?
JJ Wer sucht für mich einen Platz in ei-

nem Senioren- oder Pflegeheim?
JJ Wer kündigt meine Wohnung oder 

meinen Telefonanschluss?
JJ Wie werde ich ärztlich versorgt?
JJ Wer entscheidet bei Operationen und 

medizinischen Maßnahmen?
Und überhaupt

JJ Wer kümmert sich um meine persön-
lichen Wünsche und Bedürfnisse?

Dies sind nur einige von vielen Gesichts-
punkten, die Sie beschäftigen sollten.

2.	 Aber ich habe doch Angehörige! 
Mein Ehepartner oder meine  
Kinder werden sich doch darum 
kümmern!

Natürlich werden Ihre Angehörigen Ihnen 
hoffentlich beistehen, wenn Sie selbst we-
gen Unfalls, Krankheit, Behinderung oder 
einem Nachlassen der geistigen Kräfte 
im Alter Ihre Angelegenheiten nicht mehr 
selbst regeln können. Wenn aber rechts-
verbindliche Erklärungen oder Entschei-
dungen gefordert sind, dürfen Ehegatte 
oder Kinder Sie nicht ohne Vollmacht ver-
treten. In unserem Recht haben nur El-
tern gegenüber ihren minderjährigen Kin-
dern ein umfassendes Sorgerecht und 
damit die Befugnis zur Entscheidung und 
Vertretung in allen Angelegenheiten. Für 
einen Volljährigen können hingegen die 
Angehörigen nur in zwei Fällen entschei-
den oder Erklärungen abgeben: Entwe-
der aufgrund einer rechtsgeschäftlichen 
Vollmacht oder wenn Sie gerichtlich be-
stellter Betreuer sind. Näheres zum Be-
griff der Vollmacht und der durch sie ent-
stehenden Rechtsbeziehungen finden Sie 
ab Seite 15. Dort wird auch der Begriff der 
Betreuungsverfügung im Unterschied zur 
Vollmacht erklärt.

3.	 Was spricht für eine Vollmacht zur 
Vorsorge?

Die Vollmacht zur Vorsorge ermöglicht 
Ihnen ein hohes Maß an Selbstbestim-

mung. Sie benennen eine oder mehre-
re Personen Ihres Vertrauens, die bereit 
sind, für Sie im Bedarfsfall zu handeln. 
Hierbei können Sie sich von Ihren persön-
lichen Wünschen und Bedürfnissen lei-
ten lassen sowie zusätzliche Anweisun-
gen geben, wie Ihre Angelegenheiten ge-
regelt werden sollen. Es empfiehlt sich, 
die gewünschten Bevollmächtigten (z. B. 
Angehörige oder Freunde) bereits bei der 
Abfassung der Vollmacht mit einzubezie-
hen. Der Bevollmächtigte wird nicht vom 
Gericht beaufsichtigt, er ist dem Gericht 
daher nicht rechenschaftspflichtig.

4.	 Was ist eine Generalvollmacht?
Eine Generalvollmacht ist eine Vollmacht, 
die eine oder mehrere Vertrauensper-
sonen ganz allgemein ermächtigt, Sie 
in allen Angelegenheiten zu vertreten, 
ohne dass dabei auf einzelne Befugnis-
se gesondert eingegangen wird. Eine sol-
che allgemeine Formulierung deckt aber 
mehrere wichtige Fälle nicht ab:

JJ Der Bevollmächtigte kann an Ihrer 
Stelle nicht einer ärztlichen Unter-
suchung, einer Heilbehandlung oder 
einem medizinischen Eingriff zu-
stimmen, wenn hierbei Lebensgefahr 
besteht (etwa bei einer Herzoperation) 
oder ein schwerer, länger andauernder 
Gesundheitsschaden zu erwarten ist 
(z. B. bei einer Amputation).

JJ Der Bevollmächtigte kann an Ihrer 
Stelle nicht in eine zu Ihrem Schutz 
notwendige geschlossene Unterbrin
gung, in eine ärztliche Zwangsmaß-
nahme oder in eine andere freiheits-
beschränkende Maßnahme (etwa ein 
Bettgitter) einwilligen.

JJ Der Bevollmächtigte kann an Ihrer 
Stelle nicht in eine Organspende ein-
willigen.

In diesen Fällen verlangt das Gesetz, dass 
die schriftliche Vollmacht diese Befugnis-
se ausdrücklich bezeichnet. Eine „Gene-
ralvollmacht“ genügt also in vielen Fällen 
nicht. Zudem muss der Bevollmächtigte 
in den ersten beiden Fallgruppen für seine 
Entscheidung die Genehmigung des Be-
treuungsgerichts einholen. In der ersten 
Fallgruppe ist diese Genehmigung nicht 
erforderlich, wenn zwischen dem Be-
vollmächtigten und behandelndem Arzt 
Einvernehmen über den Willen des Voll-
machtgebers besteht.
Ferner ist zu beachten, dass in einigen 
ausländischen Staaten der Bevollmäch-
tigte nur in Angelegenheiten handeln 
darf, die in der Vollmacht ausdrücklich 
benannt sind.
Es empfiehlt sich, in der Vollmacht genau 
zu bezeichnen, wozu sie im Einzelnen er-
mächtigen soll. 
Grundsätzlich ist es möglich, die Voll-
macht nur auf bestimmte Aufgabenge-
biete zu beschränken (z. B. nur für den 
Gesundheitsbereich). Dies bedeutet aber, 
dass für die anderen Aufgaben mögli-
cherweise ein Betreuer bestellt werden 
muss (vgl. dazu auch Fragen 6 und 10). 
Selbst wenn der Bevollmächtigte vom Ge-
richt auch für die ergänzenden Aufgaben 
als Betreuer ausgewählt werden kann: Ein 
Nebeneinander von Vollmacht und Be-
treuung sollte besser vermieden werden. 
Sind Bevollmächtigter und Betreuer nicht 
dieselbe Person, kann dies auch zu Kon-
flikten führen.

Vorsorge für den Betreuungsfall

FRAGEN, DIE SICH JEDER STELLEN SOLLTE
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5.	 Muss eine solche Vollmacht eine 
bestimmte Form haben?

Schon aus Gründen der Klarheit und Be-
weiskraft ist eine schriftliche Abfassung 
sinnvoll. Die Vollmacht zur Vorsorge muss 
nicht handschriftlich verfasst sein (in die-
sem Fall wäre allerdings die Gefahr der 
Fälschung am geringsten; außerdem lässt 
sich späteren Zweifeln an der Geschäfts-
fähigkeit des Vollmachtausstellers eher 
begegnen, wenn er den Text vollständig 
selbst geschrieben hat). Sie können eine 
Vollmacht auch mit Maschine schreiben 
oder von einer anderen Person schreiben 
lassen. Schließlich können Sie sich auch 
eines geeigneten Vordruckmusters hier-
für bedienen. Ort, Datum und vollständi-
ge eigenhändige Unterschrift dürfen je-
doch keinesfalls fehlen.
Für die Vermögenssorge in Bankangele-
genheiten sollten Sie zusätzlich auf die 
speziellen, von Ihrer Bank/Sparkasse an-
gebotenen Formulare für eine Konto-/De-
potvollmacht zurückgreifen. Diese Voll-
macht berechtigt den Bevollmächtigten 
zur Vornahme aller Geschäfte, die mit der 
Konto- und Depotführung in unmittelba-
rem Zusammenhang stehen. Es werden 
ihm keine Befugnisse eingeräumt, die für 
den normalen Geschäftsverkehr unnötig 
sind, wie z. B. der Abschluss von Finanz-
termingeschäften. Die Formulare werden 
in allen Banken und Sparkassen vorgehal-
ten und sollten am besten vor Ort in An-
wesenheit eines Bankmitarbeiters unter-
zeichnet werden. Können Sie Ihre Bank/
Sparkasse nicht aufsuchen, wird sich im 
Gespräch mit Ihrer Bank/Sparkasse si-
cher eine Lösung finden.

Bei der Abfassung einer Vollmacht kön-
nen Sie selbstverständlich auch den Rat 
eines Rechtsanwalts oder eines Notars 
einholen. Dies ist besonders dann zu 
empfehlen, wenn Sie z. B. umfangreiches 
Vermögen besitzen, mehrere Bevoll-
mächtigte einsetzen oder neben der Voll-
macht spezielle Handlungsanweisungen 
an den oder die Bevollmächtigten festle-
gen wollen. Auch die Betreuungsvereine 
sind befugt, Sie bei der Abfassung Ihrer 
Vorsorgevollmacht individuell zu bera-
ten. Eine notarielle Beurkundung der 
Vollmacht ist immer notwendig, wenn die 
Vollmacht unwiderruflich auch zum Er-
werb oder zur Veräußerung von Grund-
stücken oder Eigentumswohnungen er-
teilt werden soll. Auch eine widerrufliche 
Vollmacht kann faktisch unwiderruflich 
werden, wenn der Vollmachtgeber ge-
schäftsunfähig wird und deshalb einen 
wirksamen Widerruf der Vollmacht nicht 
mehr erklären kann. Es ist deshalb rat-
sam, jede Vorsorgevollmacht, die auch 
zum Erwerb oder zur Veräußerung von 
Grundstücken ermächtigt, notariell be-
urkunden zu lassen. Wenn die Vorsor-
gevollmacht zur Aufnahme von Verbrau-
cherdarlehen berechtigen soll, ist auch 
eine notarielle Beurkundung erforder-
lich. Eine Vollmacht zur Aufnahme eines 
Verbraucherdarlehens kann zwar auch 
schriftlich erteilt werden, sie muss dann 
aber nach § 492 Abs. 4 S. 1 BGB be-
stimmte Informationen zu dem jeweili-
gen Verbraucherdarlehensvertrag er-
halten, die erst gegeben werden können, 
wenn schon über den Vertragsinhalt ver-
handelt wurde. Eine Vorsorgevollmacht, 
die nur allgemein zu einer erst späteren 

Aufnahme von Verbraucherdarlehen er-
mächtigen soll, kann solche Informatio-
nen nicht enthalten. Ferner ist eine no-
tarielle Beurkundung sinnvoll, wenn Sie 
ein Handelsgewerbe betreiben oder Ge-
sellschafter einer Personen- oder Kapi-
talgesellschaft sind. Durch eine notariel-
le Beurkundung können darüber hinaus 
spätere Zweifel an der Wirksamkeit der 
Vollmacht vermieden werden, weil die 
notarielle Beurkundung beweist, dass 
Sie und niemand anderes die Erklärun-
gen in der Vollmacht abgegeben haben 
und nichts geändert oder hinzugefügt 
wurde ( § 415 ZPO).

Von der Beurkundung ist die öffentli-
che Beglaubigung zu unterscheiden. Mit 
der öffentlichen Beglaubigung einer Voll-
macht können Sie Zweifel daran beseiti-
gen, dass die Vollmacht von Ihnen unter-
schrieben wurde. Sie können Ihre Unter-
schrift unter der Vollmacht durch die 
bei den Kreisen oder Stadtverwaltung
en angesiedelten Betreuungsbehörden  
beglaubigen lassen. Selbstverständlich 
kann auch der Notar Ihre Unterschrift 
beglaubigen. Mit der Beglaubigung kön-
nen Sie Zweifel an der Echtheit und Iden-
tität Ihrer Unterschrift beseitigen. Da-
mit können sich künftige Vertragspartner 
eher darauf verlassen, dass die Vollmacht 
wirklich von Ihnen stammt und nicht ge-
fälscht wurde.

Anders als bei der notariellen Beurkun-
dung befasst sich der Notar dann aber 
nicht mit dem Inhalt der Vollmachtsurkun-
de, sondern er bestätigt lediglich, dass die 
geleistete Unterschrift wirklich von Ihnen 

stammt. Eine öffentliche Beglaubigung 
ist erforderlich, wenn die bevollmächtig-
te Person Erklärungen gegenüber dem 
Grundbuchamt oder dem Handelsregister 
abgeben soll und die Vollmacht nicht be-
reits notariell beurkundet ist. Auch zur Er-
klärung einer Erbausschlagung durch eine 
bevollmächtigte Person (z. B. wegen Über-
schuldung des Nachlasses) ist eine öffent-
lich beglaubigte Vollmacht erforderlich.

JJ Hinweise zu den Kosten der notariellen 
Beurkundung oder öffentlichen Be-
glaubigung finden Sie auf Seite 17.

6.	 Habe ich einen zuverlässigen 
Bevollmächtigten oder muss ich 
einen Missbrauch der Vollmacht 
befürchten?

Eine Vollmacht zur Vorsorge gibt je nach 
ihrem Umfang dem Bevollmächtigten 
gegebenenfalls sehr weit reichende Be-
fugnisse. Deshalb ist die wichtigste Vor-
aussetzung hierfür Ihr Vertrauen zu der 
Person, die Sie womöglich bis zu Ihrem 
Lebensende mit dieser Vollmacht aus-
statten wollen.

Person Ihres Vertrauens wird in der Re-
gel ein Angehöriger oder eine Ihnen sonst 
sehr nahestehende Person sein. Sollten 
Sie erwägen, eine Person zu bevollmäch-
tigen, die eine solche Tätigkeit nicht un-
entgeltlich anbietet, muss sichergestellt 
sein, dass es dieser Person nach dem 
Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) ge-
stattet ist, solche Geschäfte wahrzuneh-
men. Dies ist z. B. bei einem Rechtsanwalt 
der Fall.
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Auch bei Bevollmächtigung einer Ver-
trauensperson müssen Sie nicht auf Vor-
kehrungen gegen Missbrauch verzichten 
(z. B. Kontroll- bzw. Widerrufsrecht für 
einen Dritten oder Bestellung mehrerer 
Bevollmächtigter).

Sie können für verschiedene Aufgaben-
gebiete (z. B. Gesundheitsfürsorge und 
Vermögensangelegenheiten) jeweils 
einen eigenen Bevollmächtigten einset-
zen. Allerdings benötigt dann jeder eine 
eigene Vollmachtsurkunde. Dazu können 
Sie das dieser Broschüre beigefügte For-
mular mehrfach verwenden.

Wenn Sie mehrere Bevollmächtigte mit 
demselben Aufgabengebiet betrauen, 
besteht die Gefahr, dass die unterschied-
lichen Personen verschiedener Meinung 
sind, was die Wahrnehmung Ihrer Interes-
sen gefährden kann.

Sie können die Vollmacht auch so ertei-
len, dass mehrere Bevollmächtigte Sie 
nur gemeinsam vertreten dürfen. Dies 
können Sie etwa bei Angelegenheiten vor-
sehen, die Ihnen besonders wichtig sind 
(Beispiel: Für die bei einer Haushaltsauf-
lösung notwendigen Rechtsgeschäfte 
dürfen Ihre beiden Kinder nur gemeinsam 
handeln). Die Bevollmächtigten sind dann 
nur handlungsfähig, wenn sie sich einigen 
können.

Für den Fall, dass der von Ihnen Bevoll-
mächtigte „im Ernstfall“ verhindert ist, 
sollte möglichst eine weitere Vertrauens-
person als Ersatzbevollmächtigter zur 
Verfügung stehen. Dass diese nur bei Ver-

hinderung des eigentlichen Bevollmäch-
tigten für Sie handeln darf, sollte intern 
abgesprochen werden. Im Text der Voll-
macht wäre eine solche Einschränkung 
fehl am Platz (vgl. die Hinweise auf Sei-
te 19). Am besten gehen Sie also folgen-
dermaßen vor: Sie erteilen Ihrer Vertrau-
ensperson und demjenigen, der diese im 
Notfall vertreten soll (Ihrem Ersatzbevoll-
mächtigten) jeweils eine uneingeschränk-
te Vollmacht, z. B. indem Sie das beige-
fügte Formular mehrfach verwenden. In-
tern sprechen Sie mit Ihrem Bevollmäch-
tigten und dem Ersatzbevollmächtigten 
ab, dass der Vertreter nur dann handelt, 
wenn der erste Bevollmächtigte verhin-
dert ist.

Sie können in der Vollmacht auch vor-
sehen, dass der Bevollmächtigte weite-
ren Personen Untervollmacht erteilen 
darf, die Sie dann im Bedarfsfall vertre-
ten können. Damit legen Sie die Entschei-
dung über die Untervollmacht in die Hän-
de Ihrer Vertrauensperson.

7.	 Wo bewahre ich die Vollmachts­
urkunde auf und muss ich die Voll­
macht registrieren lassen?

Sicherheitshalber sollte die Vollmacht 
die Bestimmung enthalten, dass der Be-
vollmächtigte die Vollmachtsurkunde bei 
Vornahme eines Rechtsgeschäfts für Sie 
dem Geschäftspartner im Original vor-
zulegen hat. Dazu ist ein entsprechender 
Hinweis in der Vollmachtsurkunde erfor-
derlich. 

Handlungsfähig ist Ihr Bevollmächtig-
ter dann allerdings nur, wenn er die Voll-

machtsurkunde im Original vorweisen 
kann. Sorgen Sie deshalb stets dafür, 
dass die Vollmachtsurkunde dem Berech-
tigten zur Verfügung steht, wenn sie be-
nötigt wird.

Hierzu gibt es verschiedene Möglichkeiten:
JJ Sie verwahren die Vollmachtsurkunde 

an einem im Ernstfall leicht zugäng-
lichen Ort, den der Bevollmächtigte 
kennt (z. B. in Ihrem häuslichen 
Schreibtisch).

JJ Sie übergeben die Vollmachtsurkunde 
von vornherein dem Bevollmächtig-
ten mit der Maßgabe, von dieser nur 
in dem besprochenen Fall Gebrauch 
zu machen. Wie schon gesagt, soll-
ten Sie ohnehin nur den bevollmäch-
tigen, dem Sie vorbehaltlos vertrauen 
können. Sollte diese Person abspra-
chewidrig schon vorzeitig von der Voll-
macht Gebrauch machen, können Sie 
die Vollmacht widerrufen, die Voll-
machtsurkunde herausverlangen und 
Schadenersatz fordern.

JJ Sie übergeben die Vollmachtsurkunde 
einer anderen Vertrauensperson zur 
treuhänderischen Verwahrung mit der 
Auflage, sie dem Bevollmächtigten im 
Bedarfsfall auszuhändigen.

JJ Die Vollmachtsurkunde können Sie 
auch bei einem Notar hinterlegen. 
Sie können den Notar anweisen, an 
den Bevollmächtigten nur dann eine 
Ausfertigung der Vollmachtsurkunde 
herauszugeben, wenn dieser ein ärzt-
liches Attest vorlegt, wonach Sie die 
in der Vollmacht bezeichneten An-
gelegenheiten nicht mehr besorgen 
können. Sie können mit dem Notar ab-

sprechen, wie alt das Attest sein darf 
und dass er dessen Richtigkeit nicht 
überprüfen muss.

JJ Sie können bei dem Zentralen Vor­
sorgeregister der Bundesnotarkam
mer Ihre Vorsorgevollmacht und den 
Namen des/der Bevollmächtigten 
registrieren lassen. Wird ein Be-
treuungsgericht um eine Betreuer-
bestellung gebeten, fragt es dort nach 
und erhält so die Auskunft, dass Sie 
einen Bevollmächtigten haben. Ein Be-
treuungsverfahren muss nicht durch-
geführt werden, wenn die Vollmacht 
die Angelegenheiten umfasst, die ge-
regelt werden müssen und der Bevoll-
mächtigte für die Vertretung geeignet 
ist. Die Vollmachtsurkunde selbst 
wird nicht beim Vorsorgeregister ein-
gereicht.

Nähere Hinweise zum Zentralen Vorsor-
geregister der Bundesnotarkammer fin-
den Sie ab Seite 17/18.

8.	 Ab wann und wie lange gilt die 
Vollmacht?

Die Vollmacht gilt ab ihrer Ausstellung im 
„Außenverhältnis“ zwischen dem Bevoll-
mächtigten und Außenstehenden. Im „In-
nenverhältnis“ zwischen Ihnen und dem 
Bevollmächtigten ist aber die mit ihm ge-
troffene Vereinbarung maßgebend (zu 
diesen Begriffen vgl. näher Seite 16).

Diese wird wörtlich oder stillschweigend 
dahingehend lauten, dass er von der Voll-
macht erst Gebrauch machen darf, wenn 
Sie selbst nicht mehr handlungsfähig sind. 
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Sie können die Vollmacht jederzeit wi-
derrufen. Hierzu müssen Sie ein ausge-
händigtes Formular zurückverlangen. Ha-
ben Sie eine „Konto-/Depot- Vollmacht 
– Vorsorgevollmacht“ erteilt, die Sie wi-
derrufen möchten, sollten Sie dies in je-
dem Fall auch Ihrer Bank oder Sparkas-
se unverzüglich schriftlich mitteilen. 
Können Sie selbst die Vollmacht krank-
heitsbedingt nicht mehr widerrufen,  
kann das Gericht einen Betreuer bestel
len mit der Aufgabe, den Bevollmächtig
ten zu kontrollieren und die Vollmacht 
zu widerrufen, wenn der Bevollmächtig-
te hierzu durch Pflichtwidrigkeiten einen 
wichtigen Anlass gegeben hat. Widerruft 
der Betreuer die Vollmacht, wird das Ge-
richt anstelle des Bevollmächtigten eine 
geeignete Person zum Betreuer bestel-
len, die sich dann um Ihre Angelegenhei-
ten kümmert.
Der Tod des Vollmachtgebers führt nach 
neuerer Rechtsprechung im Zweifel zum 
Erlöschen der Vollmacht. In der Vollmacht 
sollte jedoch geregelt werden, dass die 
Vollmacht über den Tod des Vollmachtge-
bers hinaus fortgilt. 
(Auch hierzu finden Sie weitere Erläute-
rungen auf Seite 19).

9.	 Wie kann ich dem Bevoll­
mächtigten meine Wünsche und 
Vorstellungen verdeutlichen?

Zunächst sollte beachtet werden, dass 
die Vollmacht eine für Dritte bestimmte 
Erklärung ist. Sie bezeichnet die Person 
des rechtsgeschäftlichen Vertreters und 
beschreibt, was dieser „im Außenverhält-
nis“ mit Rechtswirkung für Sie tun darf.

Deshalb sollten Anweisungen an den 
Bevollmächtigten zum inhaltlichen Ge
brauch der Vollmacht nicht in diese selbst 
aufgenommen werden.
Beispiel:
Eine Vollmacht kann zum Abschluss eines 
Heimvertrages ermächtigen. Etwaige 
Wünsche, welches Heim vorrangig in Be-
tracht kommt oder umgekehrt keinesfalls 
ausgewählt werden sollte, gehören nicht 
in diese Erklärung mit Außenwirkung. 
Dies kann vorweg mit dem Bevollmächtig-
ten als „Auftrag“ besprochen oder auch 
in einer schriftlichen Handlungsanwei-
sung, etwa einem Brief, niedergelegt wer-
den. Dasselbe gilt z. B. für die Aufforde-
rung, bestimmte Angehörige an Geburts-
tagen, Weihnachten usw. zu beschenken 
oder die bisherigen Spendengewohnhei-
ten fortzuführen. All dies sollte nicht in 
den Text der Vollmacht, sondern in den 
Auftrag an den Bevollmächtigten aufge-
nommen werden. Welchen Inhalt dieser 
im Einzelnen haben kann, hängt wesent-
lich von Ihren individuellen Wünschen und 
Bedürfnissen ab.

10.	 �Was kann geschehen, wenn ich 
keine Vollmacht erteile?

Wenn Sie infolge eines Unfalls oder einer 
Erkrankung oder auch aufgrund nachlas-
sender geistiger Kräfte im Alter Ihre An-
gelegenheiten ganz oder teilweise nicht 
mehr regeln können und Sie keine Voll-
macht erteilt haben, kann die Bestel-
lung eines gesetzlichen Vertreters („Be-
treuers“) für Sie notwendig werden. Hier-
für ist das Betreuungsgericht zustän-
dig. Wird diesem z. B. durch Mitteilung 
von Angehörigen, Ärzten oder auch Be-

hörden ein entsprechender Anlass be-
kannt, prüft es, ob ein Betreuer für Sie zu 
bestellen ist und welchen Aufgabenkreis 
dieser dann haben soll. Hierzu müssen 
Sie in jedem Fall vom Richter persönlich 
angehört werden. Außerdem ist regel-
mäßig ein ärztliches Sachverständigen-
gutachten einzuholen. Häufig wird auch 
die Betreuungsstelle Ihrer Stadt oder 
Ihres Landkreises um Äußerung gebeten. 
Wenn Sie Ihre Rechte nicht mehr selbst 
wahrnehmen können, kann das Gericht 
einen Verfahrenspfleger, z. B. eine Ihnen 
nahe stehende Person, aber ausnahms-
weise auch einen Rechtsanwalt, für Sie 
bestellen. Bestellt das Gericht einen Be-
treuer, wird dieser Ihr gesetzlicher Ver-
treter in dem vom Gericht festgelegten 
Aufgabenkreis.

11.	 �Was ist eine  
Betreuungsverfügung?

Das Gericht hört Sie auch zur Frage an, 
wen Sie gegebenenfalls als Betreuer wün-
schen. Falls Sie sich nicht mehr äußern 
können, hat das Gericht Wünsche, die Sie 
zuvor festgelegt haben, zu berücksichti-
gen. Dies geschieht zweckmäßig in einer 
schriftlichen vorsorgenden Verfügung für 
den Betreuungsfall, auch „Betreuungs-
verfügung“ genannt. Sie können darin be-
stimmen, wer Ihr Betreuer werden soll. 
Sie können aber auch festlegen, wer kei-
nesfalls als Betreuer in Betracht gezogen 
werden soll. Diese Wünsche sind für das 
Gericht grundsätzlich verbindlich. Dies 
ist z. B. für den Fall empfehlenswert, dass 
die Vollmacht eine bestimmte Geschäfts-
besorgung nicht abdeckt oder Zweifel an 
der Wirksamkeit der Vollmacht bestehen 

sollten. Im beigefügten Vollmachtsfor-
mular können Sie deshalb auch verfügen, 
dass Ihr Bevollmächtigter als Betreuer 
ausgewählt werden soll, wenn trotz der 
Vollmacht eine Betreuerbestellung not-
wendig werden sollte.

12.	 �Soll ich statt einer Vollmacht eine 
Betreuungsverfügung errichten?

Das lässt sich nicht allgemein beantworten.

Ist jemand, dem Sie vollständig vertrau-
en können, bereit, sich im Bedarfsfall um 
Ihre Angelegenheiten zu kümmern, dürfte 
eine Vollmacht vorzuziehen sein. Mit Aus-
nahme der schon erwähnten Fälle – eine 
risikoreiche Heilbehandlung oder eine ge-
schlossene Unterbringung bzw. andere 
freiheitsbeschränkende Maßnahmen – 
braucht er für seine Entscheidungen auch 
keine gerichtlichen Genehmigungen. Sie 
vermeiden damit das mit der Betreuerbe-
stellung verbundene gerichtliche Verfah-
ren. Ihr Bevollmächtigter steht anders als 
der Betreuer nicht unter der Kontrolle des 
Betreuungsgerichts.

Allerdings kann das Betreuungsgericht, 
wenn ihm ein entsprechender Anlass 
bekannt wird, für einen Bevollmächtig-
ten eine Kontrollperson bestellen. Dieser 
„Vollmachtsbetreuer“ hat nur die Aufga-
be, den Bevollmächtigten zu überwachen, 
Ihre Rechte gegenüber dem Bevollmäch-
tigten wahrzunehmen und die Vollmacht 
notfalls auch zu widerrufen. Wird das nö-
tig, müsste das Gericht dann einen Be-
treuer für den Aufgabenkreis bestellen, 
der zuvor dem „ungetreuen“ Bevollmäch-
tigten übertragen war. Wenn Sie hingegen 
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niemanden haben, dem Sie eine Voll-
macht anvertrauen wollen, empfiehlt sich 
die Festlegung einer Betreuungsverfü-
gung. Damit nehmen Sie Einfluss, wer im 
Bedarfsfall für Sie zum Betreuer bestellt 
wird und wie er handeln soll. Die Betreu-
ungsverfügung ist nicht an eine bestimm-
te Form gebunden. Es empfiehlt sich aber, 
sie aufzuschreiben und zu unterschrei-
ben, damit möglichst keine Zweifel an der 
Echtheit Ihrer Verfügung entstehen. 

Eine Betreuungsverfügung kann auch Be-
standteil einer Vorsorgevollmacht sein 
(vgl. hierzu die Rückseite der Mustervor-
sorgevollmacht, die dieser Broschüre bei-
gefügt ist).

13.	 �Wer entscheidet über meine  
ärztliche Behandlung?

Solange Sie als Patient einwilligungsfähig 
sind, entscheiden Sie selbst nach Aufklä-
rung und Beratung durch den Arzt über 
alle Sie betreffenden ärztlichen Maßnah-
men. Dies gilt auch, wenn für Sie eine Be-
treuung mit dem Aufgabenkreis der Ge-
sundheitsfürsorge angeordnet wurde.

Falls Sie aber nicht mehr entscheidungs-
fähig sind, vor allem Ihren Willen nicht 
mehr äußern können, muss ein Bevoll-
mächtigter oder Betreuer für Sie ent-
scheiden. Ist weder ein Bevollmächtig-
ter noch Betreuer bestellt, muss bei eil-
bedürftigen Maßnahmen der Arzt nach 
Ihrem „mutmaßlichen Willen“ handeln. 
Bei nicht eilbedürftigen ärztlichen Be-
handlungen muss gegebenenfalls ein 
vorläufiger Betreuer bestellt werden. Ihr 
mutmaßlicher Wille ist überhaupt maß-

gebend für jede ärztliche Behandlung, zu 
der Sie sich selbst nicht mehr äußern kön-
nen. Es muss gegebenenfalls von Ihrem 
Bevollmächtigten oder Betreuer ermit-
telt werden, wie Sie sich in der gegebe-
nen Situation entscheiden würden, wenn 
Sie Ihren Willen noch kundtun könnten. 
Dies kann sehr schwierig sein, wenn Sie 
in der Vergangenheit niemals schriftlich 
oder auch nur mündlich, z. B. gegenüber 
Angehörigen, Ihre Vorstellungen für eine 
medizinische Behandlung, insbesondere 
in der letzten Lebensphase, geäußert ha-
ben. Wenn Sie sich mit der Erteilung einer 
Vollmacht beschäftigen, sollten Sie sich 
auch Gedanken darüber machen, wer im 
Falle Ihrer Entscheidungsunfähigkeit für 
Sie in eine ärztliche Behandlung einwilli-
gen oder Ihren zuvor niedergelegten Pa-
tientenwillen durchsetzen soll. Dies kann 
in Form einer gesonderten Patientenver-
fügung geschehen. Die Patientenverfü-
gung ist gesetzlich geregelt in § 1901a 
Abs. 1 BGB (vgl. die Hinweise auf Seite 
33). Mit einer Patientenverfügung können 
Sie für den Fall ihrer späteren Entschei-
dungsunfähigkeit im Voraus festlegen, 
ob Sie in bestimmte, zum Zeitpunkt der 
Festlegung noch nicht unmittelbar bevor-
stehende Untersuchungen Ihres Gesund-
heitszustandes, Heilbehandlungen oder 
ärztliche Eingriffe einwilligen oder die-
se untersagen. Eine Patientenverfügung 
bedarf der Schriftform und ist jederzeit 
formlos widerrufbar.

Nähere Informationen zur Patienten-
verfügung finden Sie auf der Home-
page des Bundesministeriums der Justiz 
(www.bmj.bund.de).

14.	 �Wo kann die bevollmächtigte 
Person Unterstützung be­
kommen?

Die von Ihnen bevollmächtigte Person 
soll Ihre Angelegenheiten so erledigen, 
wie Sie das mit ihr abgesprochen haben. 
Dennoch kann es im Vertretungsfall Situ-
ationen geben, in denen die bevollmäch-
tigte Person auf Unterstützung angewie-
sen ist. Um zu vermeiden, dass der von 
Ihnen ausgewählte Vertreter aufgrund 
von Überforderung in einem solchen Fall 
nicht für Sie tätig werden kann, sieht das 
Betreuungsrecht vor, dass auch Bevoll-
mächtigte sich von den Betreuungsver-
einen beraten lassen können. Wie ehren-
amtliche Betreuer können Bevollmächtig-
te deren Hilfe in Anspruch nehmen. Eben-
so können sich Bevollmächtigte an die 
örtliche Betreuungsbehörde wenden.

15.	�Wo kann ich Unterstützung bei der  
Errichtung einer Vorsorgevollmacht 
bekommen? 

Bei Zweifeln oder Unsicherheiten  sollten 
Sie unbedingt anwaltlichen oder notari
ellen Rat suchen oder die Hilfe eines Be-
treuungsvereins in Anspruch nehmen. 
Eine Liste mit den Adressen der Betreu-
ungsvereine in Nordrhein-Westfalen fin-
den Sie im Internet unter der Adresse 
www.betreuung.nrw.de.
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JJ Zusätzliche Erläuterungen zu Frage 
2, Seite 6 (Begriff der Vollmacht, zu-
grunde liegendes Rechtsverhältnis)

Vollmacht ist die durch Rechtsgeschäft 
einer anderen Person erteilte Vertre-
tungsmacht. Sie wird im Regelfall durch 
Erklärung des Vollmachtgebers (Sie) 
gegenüber dem zu Bevollmächtigenden 
(Vertrauensperson) erteilt. Wie jedes 
Rechtsgeschäft setzt diese Erklärung die 
Geschäftsfähigkeit des Vollmachtgebers 
voraus.

Die Vollmacht umschreibt das rechtliche 
Können des Bevollmächtigten im Außen-
verhältnis, also seine „Rechtsmacht“/
Befugnis, mit Anderen Rechtsgeschäfte 
im Namen des Vollmachtgebers vorzu-
nehmen. Bitte beachten Sie, dass es im 
Außenverhältnis für die Frage, ob eine be-
vollmächtigte Person einen Vollmachtge-
ber wirksam vertreten kann, grundsätz-
lich nur auf den Inhalt der Vollmacht an-
kommt, nicht aber z. B. auf Absprachen 
zwischen dem Vollmachtgeber und dem 
Bevollmächtigten zum Gebrauch der Voll-
macht. Solche Absprachen betreffen viel-
mehr das (Innen)Verhältnis zwischen 
Vollmachtgeber und der bevollmächtig-
ten Person. 
Dieses Innenverhältnis ist rechtlich in 
der Regel ein Auftrag. Ein solches In-
nenverhältnis kann ausdrücklich, aber 
auch stillschweigend mit der Erteilung 
der Vollmacht begründet werden. Auf-

grund des bestehenden Auftrags zwi-
schen dem Vollmachtgeber und der be-
vollmächtigten Person kann der Voll-
machtgeber der bevollmächtigten Per-
son z. B. auch Weisungen zum Gebrauch 
der Vollmacht geben. Auch der Auftrag 
sollte zweckmäßigerweise schriftlich 
mit der bevollmächtigten Person verein-
bart werden, vor allem, wenn es um Ver-
mögensangelegenheiten geht. Auf diese 
Weise kann der Vollmachtgeber die Rah-
menbedingungen für den Gebrauch der 
Vollmacht festlegen.

Eine ausdrückliche vertragliche Vereinba-
rung vermeidet auch Streit über die Rech-
te des Bevollmächtigten und dient damit 
sowohl dem Schutz des Vollmachtgebers 
(oder dessen Erben) als auch dem Schutz 
der bevollmächtigten Person. So lässt 
sich z. B. die häufig streitige Frage ein-
deutig regeln, unter welchen Vorausset-
zungen die Vollmacht nur zur Verwaltung 
oder auch zur Veräußerung von Grundbe-
sitz genutzt werden darf.
Von der Vollmacht zu unterscheiden ist 
eine Betreuungsverfügung. Diese be-
rechtigt nicht zur Vertretung bei Rechts-
geschäften. In ihr werden vielmehr Wün-
sche festgelegt für den Fall, dass ein Be-
treuer bestellt werden muss, z. B. weil kei-
ne Vorsorgevollmacht erteilt wurde. Der 
Betreuer erlangt die erforderliche Ver-
tretungsmacht durch die gerichtliche Be-
stellung.

JJ Ergänzende Hinweise zu Frage 5, Seite 
8 (Kosten der notariellen Beurkundung 
oder öffentlichen Beglaubigung)

Die Gebühren für die Tätigkeit des No-
tars sind gesetzlich festgelegt und rich-
ten sich nach dem Geschäftswert der 
Vollmacht. Dieser ist nach billigem Er-
messen zu bestimmen und vom Um-
fang der Vollmacht und dem Vermögen 
des Vollmachtgebers abhängig. Der Ge-
schäftswert darf jedoch die Hälfte des 
Vermögens nicht überschreiten. Die 
Mindestgebühr beträgt 60,– Euro, die 
Höchstgebühr 1735,– Euro. Die Höchst-
gebühr ist ab einem Geschäftswert von 
1.000.000,– Euro anzusetzen. Bei einem 

Geschäftswert von bis zu 50.000,– Euro 
fällt für die Beurkundung einer umfas-
senden Vorsorgevollmacht eine Gebühr 
von 165,– Euro an. Die Gebühren schlie-
ßen die Beratung, den Entwurf und die 
Beurkundung ein. Zu der jeweiligen Ge-
bühr fallen noch die Dokumentenpau-
schale, eine Auslagenpauschale für Post 
und Telekommunikation und 19 % Um-
satzsteuer an. 
Für die Beglaubigung der Unterschrift fal-
len wertabhängige Gebühren zwischen 
20,– Euro und 70,– Euro an (alle Anga-
ben zuzüglich Umsatzsteuer). Die Betreu-
ungsbehörde erhält für eine Beglaubi-
gung eine Gebühr von 10,– Euro.

WENN SIE ES ETWAS GENAUER WISSEN WOLLEN

Für die Registrierung Ihrer Vollmacht fallen einmalig aufwandsbezogene Gebühren 
an, wobei in der Grundgebühr die Eintragung der ersten bevollmächtigten Person 
enthalten ist. Folgende Gebühren werden von der Bundesnotarkammer für einen 
von Ihnen selbst gestellten Antrag erhoben:

JJ Der Antrag auf Eintragung, Änderung, Ergänzung oder  
Löschung eines Eintrags wird online über 
www.vorsorgeregister.de gestellt: � 15,50 Euro

JJ Der Antrag auf Eintragung, Änderung, Ergänzung oder  
Löschung eines Eintrags wird schriftlich gestellt: � 18,50 Euro

JJ Erhöhungsgebühr für jede weitere bevollmächtigte Person  
bei einem online gestellten Antrag über  
www.vorsorgeregister.de: � 2,50 Euro 

JJ Erhöhungsgebühr für jede weitere bevollmächtigte Person  
bei schriftlichem Antrag: � 3,– Euro

Bei Zahlung durch Lastschrifteinzug ermäßigen sich die Gebühren um: � 2,50 Euro 

Bei einer Antragstellung über institutionelle Nutzer des Vorsorgeregisters, insb.  
Notare, Rechtsanwälte, zum Teil auch Betreuungsvereine und Betreuungsbehör-
den, können sich die Gebühren nochmals ermäßigen (auf bis zu 8,50 Euro).



1918

JJ Ergänzende Hinweise zu Frage 7, Sei
te 11 (Registrierung der Vollmacht 
im Zentralen Vorsorgeregister der 
Bundesnotarkammer)

Die Bundesnotarkammer führt das Zen­
trale Vorsorgeregister. In diesem Re
gister können Angaben zu notariellen wie 
sonstigen Vorsorgevollmachten eingetra-
gen werden. Dort können Sie im Zusam-
menhang mit der Registrierung Ihrer Voll-
macht auch eintragen lassen, ob Sie be-
sondere Anordnungen und Wünsche zu 
Art und Umfang medizinischer Versor-
gung haben. Kommt es zu einem Betreu-
ungsverfahren, kann das Betreuungs-
gericht durch Abfrage bei dem Register 
Kenntnis vom Vorhandensein einer Voll-
macht erlangen. Damit wird vermieden, 
dass ein Betreuer nur deshalb bestellt 
wird, weil das Betreuungsgericht von einer 
Vollmacht nichts wusste. Das Gericht kann 
aufgrund der registrierten Daten beurtei-
len, ob eine für das Betreuungsverfahren 
relevante Vollmacht vorhanden ist und es 
deshalb mit der bevollmächtigten Person 
in Kontakt treten muss.

Mit der Eintragung ist keine eigenständi-
ge Vollmachtserteilung verbunden. Die 
Angaben zur Vollmacht werden nicht in-
haltlich überprüft. Vor allem wird nicht 
überprüft, ob eine wirksame Vollmacht 
erteilt wurde. Die Vollmachtsurkunde 
wird auch nicht bei dem Zentralen Vor-
sorgeregister hinterlegt. Um dem Betreu-
ungsgericht den Kontakt mit der bevoll-
mächtigten Person zu ermöglichen, soll-
ten Sie auf jeden Fall auch deren Daten 
registrieren lassen. Es empfiehlt sich, die 

Einzelheiten zuvor mit der bevollmächtig-
ten Person zu besprechen, insbesonde-
re zu klären, ob sie mit der Registrierung 
einverstanden ist. Die Registereintragung 
kann unmittelbar von dem Vollmacht-
geber selbst beantragt werden. Der An-
trag kann aber auch über den Notar oder 
Rechtsanwalt gestellt werden, der bei der 
Erstellung der Vollmacht mitgewirkt hat. 
Zum Teil sind auch die Betreuungsvereine 
und Betreuungsbehörden bei der Antrag-
stellung behilflich.

Wollen Sie die Eintragung selbst veran-
lassen, können Sie dies online über das  
Internet unter www.vorsorgeregister.de 
tun. Das hat den Vorteil, dass die von Ih-
nen eingegebenen Daten automatisiert 
und somit wesentlich schneller weiterver-
arbeitet werden können. Der Antrag über 
das Internet ist zudem kostengünstiger 
als ein postalischer Antrag. Außerdem 
entfällt eine nicht immer auszuschließen-
de Fehlerquelle bei der Erfassung schrift-
licher Anträge.

Für eine postalische Antragstellung soll-
ten Sie die hierfür vorgesehenen speziel-
len Antragsformulare verwenden, die Sie 
bei der Bundesnotarkammer unter der 
folgenden Adresse anfordern können:

Bundesnotarkammer
– Zentrales Vorsorgeregister –
Postfach 08 01 51
10001 Berlin

An diese Adresse können Sie die ausgefül
lten Formulare dann auch zurücksenden.

JJ Zusätzliche Erläuterungen zu Frage 8, 
Seite 11 (Wirkung der Vollmacht über 
den Tod hinaus)

 
Ob der Tod des Vollmachtgebers zum Er-
löschen der Vollmacht führt, ist durch 
Auslegung zu ermitteln. Um Zweifel nach 
dem Tod des Vollmachtgebers zu vermei-
den, wird empfohlen, in der Vollmacht 
ausdrücklich zu regeln, dass die Voll-
macht über den Tod hinaus gelten soll. 
Dann ist der Bevollmächtigte auch nach 
dem Tod des Vollmachtgebers befugt, 
von seiner Vertretungsmacht Gebrauch 
zu machen. Seine Erklärungen berechti-
gen und verpflichten die Erben hinsicht-
lich des Nachlasses. Die Erben können 
Rechenschaft vom Bevollmächtigten ver-
langen und die Vollmacht widerrufen. Er-
lischt dagegen die Vollmacht mit dem Tod 
des Vollmachtgebers, kann es sein, dass 
bei Verwendung der Vollmacht zur Vor-
nahme von Rechtsgeschäften eine „Le-
bensbescheinigung“ verlangt wird. Wei-
terhin ist der Bevollmächtigte daran ge-
hindert, Geschäfte zu besorgen, die nicht 
ohne Nachteile aufgeschoben werden 
können, bis der Erbe anderweit Fürsor-
ge treffen kann. Möglicherweise ist dann 
auch eine Nachlasspflegschaft erforder-
lich. Empfehlenswert ist es daher, die Voll-
macht über den Tod hinaus zu erteilen, 
damit der Bevollmächtigte in der Lage ist, 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
der Beerdigung oder einer Wohnungsauf-
lösung etc. regeln zu können, bevor die 
Erben das Erbe angenommen und seine 
Verwaltung übernommen haben.

Noch zwei wichtige Hinweise zur Voll-
macht:

1. Eine Vollmacht, die zur Vertretung in 
Vermögensangelegenheiten befugt, soll-
te in keinem Fall Zweifel am Eintritt ihrer 
Wirksamkeit zulassen. Sie sollten daher 
einleitend nicht etwa schreiben:
„Für den Fall, dass ich selbst einmal nicht 
mehr handeln kann, soll an meiner Stel-
le...“ o. ä. Damit bliebe nämlich für den 
Rechtsverkehr ungeklärt, ob diese Vor-
aussetzung wirklich eingetreten ist. Es 
wäre auch unzweckmäßig, die Gültigkeit 
der Vollmacht etwa von ärztlichen Zeug-
nissen über Ihren Gesundheitszustand 
abhängig zu machen. Dies würde wieder-
um Fragen aufwerfen, z. B. wie aktuell die-
se Bescheinigungen jeweils sein müssen. 
Eine Vollmacht zur Vorsorge ist nur dann 
uneingeschränkt brauchbar, wenn sie an 
keine Bedingungen geknüpft ist.
2. Wollen Sie die Person Ihres Vertrauens 
auch zur Wahrnehmung von Bankangele-
genheiten bevollmächtigen, ist es ratsam, 
diese Vollmacht gesondert auf dem von 
den Banken und Sparkassen angebote-
nen Vordruck „Konto-/Depotvollmacht – 
Vorsorgevollmacht“ zu erteilen. In dieser 
Vollmacht sind die im Zusammenhang mit 
Ihrem Konto oder Depot wichtigen Bank-
geschäfte im Einzelnen erfasst. Es emp-
fiehlt sich, diese Vollmacht in Ihrer Bank in 
Anwesenheit eines Bankmitarbeiters aus-
zufüllen. Ihr Kreditinstitut wird Sie sicher-
lich gerne beraten.
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Eine Betreuung kann nur angeordnet 
werden, wenn bei der betroffenen Per-
son eine Hilfsbedürftigkeit vorliegt, die 
auf einer der folgenden, im Gesetz (§ 1896 
Abs. 1 BGB) genannten Krankheiten oder 
Behinderungen beruht:

JJ Psychische Krankheiten   
Hierzu gehören alle körperlich nicht be-
gründbaren seelischen Erkrankungen; 
ferner seelische Störungen, die kör-
perliche Ursachen haben, beispielswei-
se als Folge von Krankheiten (z. B. einer 
Hirnhautentzündung) oder von Verlet-
zungen des Gehirns. Auch Abhängig-
keitserkrankungen (Sucht) können bei 
entsprechendem Schweregrad psychi-
sche Krankheiten sein. Dasselbe gilt 
schließlich für Neurosen oder Persön-
lichkeitsstörungen („Psychopathien“).

JJ Geistige Behinderungen   
Hierunter fallen die angeborenen so-
wie die während der Geburt oder 
durch frühkindliche Hirnschädigung 
erworbenen Intelligenzdefekte ver-
schiedener Schweregrade.

JJ Seelische Behinderungen   
Dies sind bleibende psychische Beein-
trächtigungen, die als Folge von psy-
chischen Erkrankungen entstanden 
sind. Auch die geistigen Auswirkun-
gen des Altersabbaus werden hierzu 
gerechnet.

JJ Körperliche Behinderungen    
Auch körperliche Behinderungen kön-
nen Anlass für die Anordnung einer 
Betreuung sein, allerdings nur, soweit 

sie die Fähigkeit zur Besorgung der ei-
genen Angelegenheiten wenigstens 
teilweise aufheben oder wesentlich 
behindern. Dies kann etwa bei dau-
ernder Bewegungsunfähigkeit der Fall 
sein.

Zu der Krankheit oder Behinderung muss 
ein Fürsorgebedürfnis hinzutreten: Ein 
Betreuer darf nur bestellt werden, „wenn 
der Betroffene aufgrund dieser Krankheit 
oder Behinderung seine Angelegenheiten 
ganz oder teilweise nicht zu besorgen ver-
mag“. Es kann sich dabei etwa um Vermö-
gens-, Renten- oder Wohnungsprobleme, 
aber auch um Fragen der Gesundheitsfür-
sorge oder des Aufenthaltes handeln.

Grundsatz der Erforderlichkeit bei der 
Betreuerbestellung 
Die Betreuung stellt eine wichtige rechtli-
che Hilfe für die Betroffenen dar. Sie kann 
von ihnen aber auch als Einschränkung 
empfunden werden, zumal wenn die be-
troffenen Personen mit der Einrichtung 
der Betreuung nicht einverstanden sind. 
Für alle Bereiche des Betreuungsrechts 
gilt daher der Grundsatz der Erforderlich-
keit. Dieser bezieht sich 

JJ auf das „ob“ einer Betreuerbestellung,
JJ auf den Umfang des Aufgabenkreises 

des Betreuers,
JJ auf die Auswirkungen der gericht-

lichen Maßnahme,
JJ auf die Dauer der Anordnung.

Voraussetzungen einer Betreuung

Bitte beachten Sie:
JJ �Die vorgesehenen Kästchen zum 

Ankreuzen und die Leerzeilen 
sollen Ihnen eine individuelle Ge-
staltung der Vollmacht nach Ihren 
Bedürfnissen ermöglichen. Dies 
bedingt aber auch, dass Sie sich 
jeweils für „Ja“ oder „Nein“ ent­
scheiden. Lassen Sie etwa eine 
Zeile unangekreuzt oder füllen ver-
sehentlich beide Kästchen aus, ist 
die Vollmacht in diesem Punkt un-
vollständig bzw. widersprüchlich 
und ungültig. Wollen Sie in die vor-
gesehenen Leerzeilen nichts ein-
tragen, so sollten Sie mit Füll-
strichen den Vorwurf möglicher 
nachträglicher Veränderung ent-
kräften. Bitte verwenden Sie Sorg-
falt auf das Ausfüllen!

JJ �Die Unterschrift des Bevoll-
mächtigten ist keine Wirksam-
keitsvoraussetzung der Vollmacht. 
Die vorgesehene Zeile hierfür soll 
Sie nur daran erinnern, dass die 
frühzeitige Einbindung Ihrer Ver-
trauensperson höchst sinnvoll ist.

JJ �Bei Zweifeln oder Unsicherheiten 
sollten Sie unbedingt anwaltlichen 
oder notariellen Rat suchen oder 
die Hilfe eines Betreuungsvereins 
in Anspruch nehmen.

Wichtige Hinweise zum 
Muster einer Vorsorgevoll­
macht, die Sie zum  
Herausnehmen im Mittelteil 
dieser Broschüre finden.



2322

Auswirkungen der Betreuung

Die Einrichtung einer Betreuung ist keine 
Entrechtung. Sie hat nicht zur Folge, dass 
die Betreuten geschäftsunfähig werden. 
Die Wirksamkeit der von ihnen abgegebe-
nen Erklärungen beurteilt sich wie bei al-
len anderen Personen alleine danach, ob 
sie deren Wesen, Bedeutung und Trag-
weite einsehen und ihr Handeln danach 
ausrichten können. In vielen Fällen wird 
eine solche Einsicht allerdings nicht mehr 
vorhanden sein. Dann sind die Betreuten 
„im natürlichen Sinne“ – unabhängig von 
der Betreuerbestellung – geschäftsunfä-
hig (§ 104 Nr. 2 BGB).

Der Einwilligungsvorbehalt
Von dem Grundsatz, dass das Betreu-
ungsrecht keinen Einfluss auf die recht-
liche Handlungsfähigkeit der Betroffe-
nen hat, gibt es eine wichtige Ausnahme: 
Wenn das Gericht für einzelne Aufgaben-
kreise einen Einwilligungsvorbehalt ange-
ordnet hat, tritt hierdurch eine Beschrän-
kung der Teilnahme am Rechtsverkehr 
ein. Die Betreuten brauchen dann (von 
gewissen Ausnahmen, wie etwa bei ge-
ringfügigen Geschäften des täglichen Le-
bens, abgesehen) die Einwilligung ihres 
Betreuers. Einen Einwilligungsvorbehalt 
ordnet das Gericht an, wenn die erheb-
liche Gefahr besteht, dass jemand sich 
selbst oder sein Vermögen schädigt. Die 
Maßnahme dient damit in erster Linie 
dem Schutz vor uneinsichtiger Selbst-
schädigung. Ein Einwilligungsvorbehalt 
kann z. B. auch angeordnet werden, um  

§ 104

geschäftsunfähig ist …

2. wer sich in einem die freie Willensbestimmung 
ausschließenden Zustande krankhafter Störung 
der Geistestätigkeit befindet, sofern nicht der Zu-
stand seiner Natur nach ein vorübergehender ist.

§ 1896
(Voraussetzungen für Betreuerbestellung)

(1) Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychi-
schen Krankheit oder einer körperlichen, geistigen 
oder seelischen Behinderung seine Angelegenhei-
ten ganz oder teilweise nicht besorgen, so bestellt 
das Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von 
Amts wegen für ihn einen Betreuer. Den Antrag 
kann auch ein Geschäftsunfähiger stellen. Soweit 
der Volljährige auf Grund einer körperlichen Be-
hinderung seine Angelegenheiten nicht besorgen 
kann, darf der Betreuer nur auf Antrag des Volljäh-
rigen bestellt werden, es sei denn, dass dieser sei-
nen Willen nicht kundtun kann. 

(1a) Gegen den freien Willen des Volljährigen darf 
ein Betreuer nicht bestellt werden. 

(2) Ein Betreuer darf nur für Aufgabenkreise bestellt 
werden, in denen die Betreuung erforderlich ist.  

Die Betreuung ist nicht erforderlich, soweit die An-
gelegenheiten des Volljährigen durch einen Bevoll-
mächtigten, der nicht zu den in § 1897 Absatz 3 be-
zeichneten Personen gehört oder durch andere Hil-
fen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter bestellt 
wird, ebenso gut wie durch einen Betreuer besorgt 
werden können. 

(3) Als Aufgabenkreis kann auch die Geltendma-
chung von Rechten des Betreuten gegenüber sei-
nem Bevollmächtigten bestimmt werden. 

(4) Die Entscheidung über den Fernmeldeverkehr 
des Betreuten und über die Entgegennahme, das 
Öffnen und das Anhalten seiner Post werden vom 
Aufgabenkreis des Betreuers nur dann erfasst, 
wenn das Gericht dies ausdrücklich angeordnet 
hat.

Notwendigkeit der Betreuung
Eine rechtliche Betreuung wird nur dann 
eingerichtet, wenn dies notwendig ist, weil 
eine Person ihre Angelegenheiten ganz 
oder teilweise nicht mehr besorgen kann.
Dabei muss zunächst festgestellt werden, 
ob nicht andere Hilfsmöglichkeiten beste
hen, insbesondere die Unterstützung durch 
 Familienangehörige, Bekannte oder soziale 
 Dienste. Solche Hilfen sind vorrangig. Einen 
Betreuer braucht auch diejenige Person 
nicht, die eine andere Person selbst bevol
lmächtigen kann oder bereits früher bevoll-
mächtigt hat. Dies gilt nicht nur in Vermö
gensangelegenheiten, sondern auch für alle 
 anderen Bereiche, etwa die Gesundheitsan-
gelegenheiten oder Fragen des Aufenthalts.

Umfang der Betreuung
Eine Betreuung darf nur für die Aufgaben-
kreise angeordnet werden, in denen sie tat-
sächlich erforderlich ist (§ 1896 Abs. 2 BGB). 
Bereiche, die die Betroffenen eigenstän-
dig erledigen können, dürfen einem Betreu-
er nicht übertragen werden. Was die Betrof-
fenen noch selbst tun können und wofür sie 
eine gesetzliche Vertretung benötigen, wird 
im gerichtlichen Verfahren festgestellt. Je-
der kann in gesunden Tagen vorausschau-
end für den Fall der eventuell später eintre-
tenden Betreuungsbedürftigkeit einer Per-
son seines Vertrauens mit einer Vorsorgevoll-
macht die Wahrnehmung einzelner oder aller 
Angelegenheiten übertragen. Der so Bevoll-
mächtigte kann dann, wenn dieser Fall ein-
tritt, handeln, ohne dass es weiterer Maß-
nahmen bedarf. Das Gericht wird nicht einge-
schaltet. Nur dann, wenn sich eine Kontrolle 
des Bevollmächtigten, zu der der Vollmacht-
geber nicht mehr in der Lage ist, als notwen-

dig erweist, wird das Gericht befasst. Meist 
wird es dabei ausreichen, eine Person zu be-
stimmen, die anstelle des Vollmachtgebers 
handelt und so die Rechte des Vollmachtge-
bers gegenüber seinem Bevollmächtigten 
wahrnimmt, den sogenannten Kontrollbe-
treuer (§ 1896 Abs. 3 BGB). Will der Bevoll-
mächtigte in die Untersuchungen des Ge-
sundheitszustandes, in eine Heilbehandlung 
oder in einen ärztlichen Eingriff beim Betrof-
fenen einwilligen, so bedarf er der Genehmi-
gung des Betreuungsgerichts, wenn die be-
gründete Gefahr besteht, dass die betrof-
fene Person aufgrund der Maßnahme stirbt 
oder einen schweren und länger dauernden 
gesundheitlichen Schaden erleidet; die Ge-
nehmigung des Betreuungsgerichts ist auch 
erforderlich, wenn die bevollmächtigte Per-
son den betroffenen Menschen in einer frei-
heitsentziehenden Weise unterbringen oder 
zwangsweise medizinisch behandeln lassen 
möchte; in diesen Fällen muss die Vollmacht 
zudem schriftlich erteilt sein und die genann-
ten Maßnahmen ausdrücklich umfassen.

Wenn es nur darum geht, dass jemand  
rein tatsächliche Angelegenheiten nicht 
mehr selbständig besorgen kann (etwa 
seinen Haushalt nicht mehr führen, die 
Wohnung nicht mehr verlassen usw.), so 
rechtfertigt dies allein nicht die Bestel
lung eines Betreuers. Hier wird es nor
malerweise auf ganz praktische Hilfen 
ankommen (z. B. Sauberhalten der Woh
nung, Versorgung mit Essen), für die man 
keine gesetzliche Vertretung braucht.

Wichtig!
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Dauer der Betreuung

zu verhindern, dass jemand an nachteili-
gen Geschäften festhalten muss, weil ihm 
im Einzelfall der Nachweis der Geschäfts-
unfähigkeit nicht gelingt.

Eheschließung und Errichtung von 
Testamenten; Wahlrecht
Betreute können, wenn sie geschäftsfä-
hig sind, ihre höchstpersönlichen Rechte 
weiter wahrnehmen, z. B. heiraten. Eben-
so können sie ein Testament errichten, 

wenn sie testierfähig, d. h. in der Lage 
sind, die Bedeutung ihrer Erklärung ein-
zusehen und nach dieser Einsicht zu han-
deln. Die Betreuerbestellung hat darauf 
keinen Einfluss. Einen Einwilligungsvor-
behalt hierfür gibt es nicht. Der Zustim-
mung des Betreuers für diese Handlun-
gen bedarf es deshalb nie. Auch das Wahl-
recht behalten die Betreuten, sofern nicht 
eine umfassende Betreuerbestellung für 
alle Angelegenheiten erfolgt ist.

Die Betreuerbestellung und die Anord-
nung eines Einwilligungsvorbehalts dür-
fen nicht länger als notwendig dauern.  
§ 1908 d Abs. 1 BGB schreibt deshalb aus-
drücklich vor, dass die Betreuung aufzu-
heben ist, wenn ihre Voraussetzungen 
wegfallen. Die beteiligten Personen, ins-
besondere der Betreute und der Betreu-
er, haben daher jederzeit die Möglichkeit, 
dem Betreuungsgericht den Wegfall der 
die Betreuungsbedürftigkeit begründen-

den Voraussetzungen mitzuteilen und so 
auf eine Aufhebung der Betreuung hinzu-
wirken. Ferner wird bereits in die gerichtli-
che Entscheidung über die Bestellung des 
Betreuers das Datum des Tages aufge-
nommen, an dem das Gericht die getrof-
fene Maßnahme überprüft haben muss. 
Spätestens nach sieben Jahren muss 
über die Aufhebung oder Verlängerung 
entschieden werden.

Betreuerauswahl

Der Betreuer wird vom Betreuungsge-
richt bestellt. Dabei muss nach Möglich-
keit eine einzelne Person ausgewählt wer-
den (§ 1897 Abs. 1 BGB). Dies kann eine 
dem betroffenen Menschen nahestehen-
de Person, das Mitglied eines Betreuungs-
vereins, ein selbstständiger Berufsbetreu-
er, aber auch eine bei einem Betreuungs-
verein angestellte oder bei der zuständi-
gen Behörde beschäftigte Person sein. 
Bei der Auswahl sind die vom Betroffenen 

geäußerten Wünsche, wer die Betreuung 
übernehmen soll, zu berücksichtigen. Ab-
gesehen davon haben die Personen Vor-
rang, die geeignet und zur ehrenamtlichen 
Übernahme der Betreuung bereit sind. 
Das Gericht kann auch mehrere Betreu-
er bestellen, wenn dies sinnvoll erscheint  
(§ 1899 Abs. 1 BGB). Allerdings darf dann 
in der Regel nur ein Betreuer die Betreu-
ung berufsmäßig führen und eine Vergü-
tung erhalten. Nur in bestimmten Fällen 

§ 1897
(Betreuer)

(1) Zum Betreuer bestellt das Betreuungsgericht 
eine natürliche Person, die geeignet ist, in dem ge-
richtlich bestimmten Aufgabenkreis die Angele-
genheiten des Betreuten rechtlich zu besorgen und 
ihn in dem hierfür erforderlichen Umfang persön-
lich zu betreuen.

(2) Der Mitarbeiter eines nach § 1908 f anerkann-
ten Betreuungsvereins, der dort ausschließlich 
oder teilweise als Betreuer tätig ist (Vereinsbetreu-
er), darf nur mit Einwilligung des Vereins bestellt 
werden. Entsprechendes gilt für den Mitarbeiter 
einer in Betreuungsangelegenheiten zuständigen 
Behörde, der dort ausschließlich oder teilweise als 
Betreuer tätig ist (Behördenbetreuer).

(3) Wer zu einer Anstalt, einem Heim oder einer 
sonstigen Einrichtung, in welcher der Volljährige 
untergebracht ist oder wohnt, in einem Abhängig-
keitsverhältnis oder in einer anderen engen Bezie-
hung steht, darf nicht zum Betreuer bestellt wer-
den.

(4) Schlägt der Volljährige eine Person vor, die zum 
Betreuer bestellt werden kann, so ist diesem Vor-
schlag zu entsprechen, wenn es dem Wohl des Voll-
jährigen nicht zuwiderläuft. Schlägt er vor, eine 
bestimmte Person nicht zu bestellen, so soll hie-
rauf Rücksicht genommen werden. Die Sätze 1 
und 2 gelten auch für Vorschläge, die der Volljäh-
rige vor dem Betreuungsverfahren gemacht hat, es 
sei denn, dass er an diesen Vorschlägen erkennbar 
nicht festhalten will.

(5) Schlägt der Volljährige niemanden vor, der zum 
Betreuer bestellt werden kann, so ist bei der Aus-
wahl des Betreuers auf die verwandtschaftlichen 
und sonstigen persönlichen Bindungen des Volljäh-
rigen, insbesondere auf die Bindungen zu Eltern, 
zu Kindern, zum Ehegatten und zum Lebenspart-
ner, sowie auf die Gefahr von Interessenkonflikten 
Rücksicht zu nehmen.

(6) Wer Betreuungen im Rahmen seiner Berufs-
ausübung führt, soll nur dann zum Betreuer be-
stellt werden, wenn keine andere geeignete Person 
zur Verfügung steht, die zur ehrenamtlichen Füh-
rung der Betreuung bereit ist. Werden dem Betreu-
er Umstände bekannt, aus denen sich ergibt, dass 
der Volljährige durch eine oder mehrere Personen 
außerhalb einer Berufsausübung betreut werden 
kann, so hat er dies dem Gericht mitzuteilen.

(7) Wird eine Person unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 6 Satz 1 erstmals in dem Bezirk des 
Betreuungsgerichts zum Betreuer bestellt, soll 
das Gericht zuvor die zuständige Behörde zur Eig-
nung des ausgewählten Betreuers und zu den nach  
§ 1 Abs. 1 Satz 1 zweite Alternative des Vormünder- 
und Betreuervergütungsgesetzes zu treffenden 
Feststellungen anhören. Die zuständige Behörde 
soll die Person auffordern, ein Führungszeugnis 
und eine Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis 
vorzulegen.

(8) Wird eine Person unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 6 Satz 1 bestellt, hat sie sich über 
Zahl und Umfang der von ihr berufsmäßig geführ-
ten Betreuungen zu erklären.
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kann ein Verein oder die Betreuungsbe-
hörde selbst mit der Aufgabe betraut wer-
den und dies auch nur so lange, bis die Be-
treuung durch eine Einzelperson möglich 
ist (§ 1900 BGB). Durch diesen Vorrang 
der Einzelbetreuung soll erreicht werden, 
dass sich zwischen der betreuten und der 
betreuenden Person ein Vertrauensver-
hältnis entwickeln kann.
Bei der Auswahl der Person, die die Be-
treuung übernehmen soll, kommt den 
Wünschen der Betroffenen große Bedeu-
tung zu. Schlagen sie eine bestimmte Per-
son vor, die bereit und geeignet ist, diese 
Aufgabe zu übernehmen, so ist das Ge-
richt an diesen Vorschlag gebunden. Eine 
Ausnahme gilt nur dort, wo die Bestellung 
der vorgeschlagenen Person dem Wohl 
der Betroffenen zuwiderlaufen würde  
(§ 1897 Abs. 4 Satz 1 BGB).

Letzteres kann etwa der Fall sein, wenn 
ein volljährig gewordenes geistig behin-
dertes Kind, aus einer Augenblickslaune 
heraus, eine dritte Person anstelle sei-
ner zur Betreuung gut geeigneten Eltern 
vorschlägt. Lehnen Betroffene eine be-
stimmte Person als Betreuer ab, so soll 
hierauf Rücksicht genommen werden (§ 
1897 Abs. 4 Satz 2 BGB).
Diese Person darf dann nur bei Vorlie-
gen besonderer Gründe mit der Betreu-
ung beauftragt werden. Schlagen die 
Betroffenen niemanden vor, so ist bei 
der Auswahl des Betreuers auf ihre ver-
wandtschaftlichen und sonstigen per-
sönlichen Beziehungen, insbesonde-
re auf die Bindungen zu Eltern, Kindern, 
Ehegatten oder Lebenspartnern, so- 
wie auf die Gefahr von Interessenkonflik-

§ 1899 BGB

(Mehrere Betreuer)

(1) Das Betreuungsgericht kann mehrere Betreu-
er bestellen, wenn die Angelegenheiten des Be-
treuten hierdurch besser besorgt werden kön-
nen. In diesem Fall bestimmt es, welcher Be-
treuer mit welchem Aufgabenkreis betraut wird. 
Mehrere Betreuer, die eine Vergütung erhalten, 
werden außer in den Absätzen 2 und 4 sowie  
§ 1908i Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1792 ge-
regelten Fällen nicht bestellt.

(2) Für die Entscheidung über die Einwilligung in 
eine Sterilisation des Betreuten ist stets ein be-
sonderer Betreuer zu bestellen.

(3) Soweit mehrere Betreuer mit demselben Auf-
gabenkreis betraut werden, können sie die Ange-
legenheiten des Betreuten nur gemeinsam besor-
gen, es sei denn, dass das Gericht etwas anderes 
bestimmt hat oder mit dem Aufschub Gefahr ver-
bunden ist.

(4) Das Gericht kann mehrere Betreuer auch in 
der Weise bestellen, dass der eine die Angelegen-
heiten des Betreuten nur zu besorgen hat, soweit 
der andere verhindert ist.

ten Rücksicht zu nehmen (§ 1897 Abs. 5 
BGB). Als Betreuer ist eine Person nur 
dann geeignet, wenn sie in der Lage ist, 
den hilfsbedürftigen Menschen in dem 
erforderlichen Umfang persönlich zu be-
treuen. (Vgl. Abschnitt „Persönliche Be-
treuung“). Dies kann im Einzelfall schwie-
rig zu beurteilen sein. Feststehende Krite-
rien hierfür gibt es nicht, da alle Fälle ver-
schieden gelagert sind. Das Gericht wird 
aber etwa darauf achten, Berufsbetreu-
ern nicht unbegrenzt viele Betreuungen 
zu übertragen, weil dann die persönliche 
Betreuung nicht mehr gewährleistet ist. 
Diejenigen, die zu der Einrichtung, in der 
die betreute Person lebt, in einem Abhän-
gigkeitsverhältnis oder einer anderen en-
gen Beziehung stehen (z. B. das Personal 
eines Seniorenwohnheims), scheiden we-
gen der Gefahr von Interessenkonflikten 
von vornherein als Betreuer aus (§ 1897 

Abs. 3 BGB). Außerdem soll der Berufs-
betreuer bei seiner erstmaligen Bestel-
lung ein Führungszeugnis und eine Aus-
kunft aus dem Schuldnerverzeichnis vor-
legen (§ 1897 Abs. 7 Satz 2 BGB).
Die Betreuerbestellung ist erst möglich, 
wenn die ausgewählte Person sich zur 
Übernahme bereit erklärt hat. Jeder Bür-
ger ist grundsätzlich verpflichtet, eine Be-
treuung ehrenamtlich zu übernehmen, 
wenn er hierfür geeignet und die Über-
nahme auch zumutbar ist (§ 1898 Abs. 
1 BGB). Allerdings kann das Gericht nie-
manden dazu zwingen. Wer jedoch die 
Übernahme einer Betreuung ohne Grund 
ablehnt, ist für den Schaden verantwort-
lich, der der betreuungsbedürftigen Per-
son durch die eingetretene Verzögerung 
entsteht. Steht keine ehrenamtlich tätige 
Person zur Verfügung oder ist die Betreu-
ung besonders schwierig, so wird das Ge-
richt jemanden bestellen, der Betreuun-
gen berufsmäßig führt.

§ 1898

(Bereiterklärung)

(1) Der vom Betreuungsgericht Ausgewählte ist 
verpflichtet, die Betreuung zu übernehmen, wenn 
er zur Betreuung geeignet ist und ihm die Über-
nahme unter Berücksichtigung seiner familiären, 
beruflichen und sonstigen Verhältnisse zugemu-
tet werden kann.

(2) Der Ausgewählte darf erst dann zum Betreuer 
bestellt werden, wenn er sich zur Übernahme der 
Betreuung bereit erklärt hat.

§ 1900

(Betreuungsverein)

(1) Kann der Volljährige durch eine oder mehre-
re natürliche Personen nicht hinreichend betreut 
werden, so bestellt das Betreuungsgericht einen 
anerkannten Betreuungsverein zum Betreuer. 
Die Bestellung bedarf der Einwilligung des Ver-
eins.

(2) Der Verein überträgt die Wahrnehmung der 
Betreuung einzelnen Personen. Vorschlägen des 
Volljährigen hat er hierbei zu entsprechen, so-
weit nicht wichtige Gründe entgegenstehen. Der 
Verein teilt dem Gericht alsbald mit, wem er die 
Wahrnehmung der Betreuung übertragen hat.

(3) Werden dem Verein Umstände bekannt, aus 
denen sich ergibt, dass der Volljährige durch eine 
oder mehrere natürliche Personen hinreichend 
betreut werden kann, so hat er dies dem Gericht 
mitzuteilen.

(4) Kann der Volljährige durch eine oder mehre-
re natürliche Personen oder durch einen Verein 
nicht hinreichend betreut werden, so bestellt das 
Gericht die zuständige Behörde zum Betreuer. 
Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.

(5) Vereinen oder Behörden darf die Entschei-
dung über die Einwilligung in eine Sterilisation 
des Betreuten nicht übertragen werden.
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Für einen betreuten Menschen kann es 
nachteilig sein, wenn der Betreuer ausge-
tauscht wird und er sich deshalb an eine 
neue Person gewöhnen muss. Ein Wech-
sel soll daher nach Möglichkeit vermie-
den werden. Allerdings können Betreu-
er, denen die Führung der Betreuung auf-
grund neu eingetretener Umstände nicht 
mehr zugemutet werden kann, ihre Ent-
lassung verlangen. Betreuer, die ihre Auf-
gaben nicht mehr sachgerecht erfüllen, 

sind vom Gericht zu entlassen. Schla-
gen Betreute im Laufe der Zeit eine an-
dere, gleich gut geeignete und zur Über-
nahme der Betreuung bereite Person vor, 
so wird das Gericht dem folgen, wenn es 
dem Wohl der Betroffenen dient. Berufs-
betreuer sollen abgelöst werden, wenn 
die Betreuung künftig von einer ehren-
amtlich tätigen Person wahrgenommen 
werden kann.

Betreuer haben die Aufgabe, die Betreu-
ten in dem ihnen übertragenen Wirkungs-
kreis zu vertreten. Sie haben insoweit die 
Stellung eines gesetzlichen Vertreters; 
dies gilt auch, wenn sie im Namen der Be-
treuten Prozesse führen (§ 1902 BGB). 
Von der Vertretungsbefugnis erfasst wer-
den aber nur die Handlungen innerhalb 
des gerichtlich zugewiesenen Aufgaben-
kreises. Wenn sie feststellen, dass auch in 
anderen Bereichen Unterstützung durch 
eine gesetzliche Vertretung nötig ist, dür-
fen Betreuer hier nicht einfach tätig wer-
den, sondern müssen das Betreuungsge-
richt unterrichten und dessen Entschei-
dung abwarten. Vorher dürfen sie nur in 
besonders eiligen Fällen handeln. Auch 
alle anderen Umstände, die im Hinblick 
auf den Erforderlichkeitsgrundsatz eine 
Einschränkung oder Aufhebung der ge-
richtlichen Entscheidung ergeben könn-
ten, sind dem Betreuungsgericht mitzu-
teilen (§ 1901 Abs. 5 BGB). Bei Zweifeln, 
ob eine bestimmte Handlung in den Auf-
gabenbereich der Betreuung fällt, emp-
fiehlt sich eine Rückfrage beim Betreu-
ungsgericht. Die Post sowie den Fernmel-
deverkehr der Betreuten dürfen Betreuer 
nur dann kontrollieren, wenn das Gericht 
ihnen diesen Aufgabenkreis ausdrücklich 
zugewiesen hat (§ 1896 Abs. 4 BGB).

Stirbt der Betreute, so hat der Betreuer 
dies dem Betreuungsgericht mitzuteilen. 
Die Bestattung des Verstorbenen soll-
te der Betreuer grundsätzlich den Ange-

Betreuerwechsel Betreueraufgaben und Haftung

§ 1902

(Vertretung durch Betreuer)

In seinem Aufgabenkreis vertritt der Betreuer 
den Betreuten gerichtlich und außergerichtlich.

hörigen überlassen, denen die Totensor-
ge obliegt. Falls Angehörige nicht zur Ver-
fügung stehen, empfiehlt es sich, die ört-
liche Ordnungsbehörde zu unterrichten, 
der eine Hilfszuständigkeit für die Durch-
führung der Bestattung zukommt. 

Zu den Aufgaben des Betreuers gehört 
es in diesem Fall auch, unaufschiebbare 
Angelegenheiten zu regeln und nach Ab-
wicklung aller Geschäfte einen Schluss-
bericht zu erstellen. 
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Persönliche Betreuung
Der Betreuer muss den Betreuten in sei-
nem Aufgabenbereich persönlich be-
treuen. Er darf sich nicht auf die Erledi-
gung des anfallenden Schriftverkehrs 
beschränken. Ein wichtiger Teil seiner 
Aufgabe ist vielmehr der persönliche 
Kontakt. Ist der Betreute so stark behin-
dert, dass Gespräche mit ihm nicht mög-

lich sind, so muss der Betreuer ihn gleich-
wohl aufsuchen, um sich einen Eindruck 
von seinem Befinden zu verschaffen. Per-
sönliche Betreuung ist dagegen nicht in 
dem Sinn zu verstehen, dass der Betreuer 
selbst hilft, etwa im Haushalt oder bei der 
Pflege. Innerhalb seines Aufgabengebie-
tes hat er dafür Sorge zu tragen, dass die 
erforderliche Hilfe für den Betreuten or-
ganisiert und seine ihm verbliebenen Fä-
higkeiten gefördert und Rehabilitations-
chancen genutzt werden.

Führt der Betreuer die Betreuung berufs-
mäßig, hat er nach Ermessen des Ge-
richts zu Beginn der Betreuung einen 
Betreuungsplan zu erstellen, in dem die 
Ziele der Betreuung und die zu ihrer Er-
reichung zu ergreifenden Maßnahmen 
dargestellt werden (§ 1901 Abs. 4 BGB). 
Mindestens einmal im Jahr muss der Be-
treuer dem Betreuungsgericht über die 
Entwicklung der persönlichen Verhält-
nisse des Betreuten berichten. Dies kann 
schriftlich oder mündlich geschehen.

Wohl und Wünsche der Betreuten
Die Betreuung ist so zu führen, wie es 
dem Wohl der Betreuten entspricht 
(§ 1901 BGB). Dazu gehört auch, dass 
nicht einfach über ihre Köpfe hinweg 
entschieden wird. Vielmehr müssen be-
treute Menschen mit ihren Vorstellun-
gen ernst genommen werden. Es dient 
ihrem Wohl, wenn ihnen nicht etwas auf-
gezwungen wird, sondern wenn sie im 
Rahmen der noch vorhandenen Fähig-
keiten und der objektiv gegebenen Mög-
lichkeiten nach eigenen Wünschen und 
Vorstellungen leben können. Betreuer 

müssen sich daher durch regelmäßige 
persönliche Kontakte und Besprechung 
wichtiger anstehender Entscheidungen 
ein Bild davon machen, welche Vorstel-
lungen die betreute Person hat, was sie 
gerne möchte und was sie nicht will. Da-
nach müssen sie sich auch richten, es 
sei denn, dies wäre für sie selbst unzu-
mutbar oder liefe dem Wohl der Betreu-
ten zuwider. Eigene Vorstellungen dür-
fen sie nicht ohne zwingenden Grund an 
die Stelle derjenigen der Betreuten set-
zen. So darf z. B. Betreuten nicht gegen 
ihren Willen eine knauserige Lebensfüh-
rung aufgezwungen werden, wenn ent-
sprechende Geldmittel vorhanden sind.
Auch Wünsche, die vor Eintritt der Be-
treuungsbedürftigkeit zum Ausdruck ge-
bracht worden sind (z. B. in Bezug auf die 
Person des Betreuers oder die Lebens-
führung), sind beachtlich, es sei denn, 
dass die hilfsbedürftige Person zwischen-
zeitlich ihre Meinung geändert hat.
Lassen sich die Wünsche der betreuten 
Person nicht feststellen, so sollte der Be-
treuer versuchen, ihren mutmaßlichen 
Willen herauszufinden. Hierfür sind Aus-
künfte von Angehörigen oder anderen 
nahe stehenden Personen nützlich. An-
haltspunkte dürften sich auch aus der 
bisherigen Lebensführung ergeben.

Schutz in persönlichen  
Angelegenheiten
Ein besonderes Kennzeichen des Betreu-
ungsrechts ist darin zu sehen, dass es die 
persönlichen Angelegenheiten der betrof-
fenen Menschen gegenüber den Vermö-
gensangelegenheiten in den Vordergrund 
rückt. Das persönliche Wohlergehen des 

anvertrauten Menschen darf dem Be-
treuer – unabhängig von dem festgeleg-
ten Aufgabenkreis – nie gleichgültig sein. 
Werden einem Betreuer Aufgaben im Be-
reich der Personensorge übertragen, so 
wird es sich in den meisten Fällen um An-
gelegenheiten der Gesundheitsfürsorge 
oder der Aufenthaltsbestimmung han-
deln. Ist dem Betreuer die Gesundheits-
sorge übertragen, sollte er sich unbedingt 
auch darüber informieren, welcher Kran-
kenversicherungsschutz für den Betreu-
ten besteht. Für besonders wichtige An-
gelegenheiten in diesem Bereich (Unter-
suchung des Gesundheitszustandes, 
Heilbehandlung, ärztlicher Eingriff – auch 
Sterilisation –, Unterbringung, ärztli-
che Zwangsmaßnahmen oder unterbrin-
gungsähnliche Maßnahmen wie etwa das 
Festbinden altersverwirrter Menschen 
am Bett) enthält das Gesetz besonde-
re Vorschriften, die das Handeln des Be-
treuers an bestimmte Voraussetzungen 
binden und ggf. einer Pflicht zur gericht-
lichen Genehmigung unterwerfen. Ein 
besonderer Schutz ist auch für den Fall 
der Wohnungsauflösung vorgesehen, die 
über den rein wirtschaftlichen Aspekt hi-
naus schwerwiegende Folgen für die per-
sönlichen Lebensverhältnisse der Betrof-
fenen haben kann.

§ 1901
(Wohl des Betreuten)

(1) Die Betreuung umfasst alle Tätigkeiten, die er-
forderlich sind, um die Angelegenheiten des Be-
treuten nach Maßgabe der folgenden Vorschrif-
ten rechtlich zu besorgen.

(2) Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Be-
treuten so zu besorgen, wie es dessen Wohl ent-
spricht. Zum Wohl des Betreuten gehört auch die 
Möglichkeit, im Rahmen seiner Fähigkeiten sein 
Leben nach seinen eigenen Wünschen und Vor-
stellungen zu gestalten.

(3) Der Betreuer hat Wünschen des Betreuten 
zu entsprechen, soweit dies dessen Wohl nicht 
zuwiderläuft und dem Betreuer zuzumuten ist. 
Dies gilt auch für Wünsche, die der Betreute vor 
der Bestellung des Betreuers geäußert hat, es 
sei denn, dass er an diesen Wünschen erkenn-
bar nicht festhalten will. Ehe der Betreuer wichti-
ge Angelegenheiten erledigt, bespricht er sie mit 
dem Betreuten, sofern dies dessen Wohl nicht zu-
widerläuft.

(4) Innerhalb seines Aufgabenkreises hat der Be-
treuer dazu beizutragen, dass Möglichkeiten ge-
nutzt werden, die Krankheit oder Behinderung 
des Betreuten zu beseitigen, zu bessern, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen 
zu mildern. Wird die Betreuung berufsmäßig ge-
führt, hat der Betreuer in geeigneten Fällen auf 
Anordnung des Gerichts zu Beginn der Betreu-
ung einen Betreuungsplan zu erstellen. In dem 
Betreuungsplan sind die Ziele der Betreuung und 
die zu ihrer Erreichung zu ergreifenden Maßnah-
men darzustellen.

(5) Werden dem Betreuer Umstände bekannt, die 
eine Aufhebung der Betreuung ermöglichen, so 
hat er dies dem Betreuungsgericht mitzuteilen. 
Gleiches gilt für Umstände, die eine Einschrän-
kung des Aufgabenkreises ermöglichen oder 
dessen Erweiterung, die Bestellung eines weite-
ren Betreuers oder die Anordnung eines Einwilli-
gungsvorbehaltes (§ 1903) erfordern.
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Untersuchung des Gesundheitszu­
standes, Heilbehandlung, ärztlicher 
Eingriff
Schon lange ist in der Rechtsprechung 
anerkannt, dass ärztliche Maßnahmen 
nur zulässig sind, wenn der Patient in 
ihre Vornahme wirksam eingewilligt hat, 
nachdem zuvor eine hinreichende Auf-
klärung über die Maßnahme und die mit 
ihr verbundenen Risiken erfolgt ist. Wer-
den ärztliche Maßnahmen ohne wirksa-
me Einwilligung vorgenommen, so stel-
len sie u. U. einen rechtswidrigen und 
strafbaren Eingriff in die körperliche Un-
versehrtheit dar. Auch wenn Patien-
ten rechtlich betreut werden, haben sie 
selbst über die Durchführung der ärztli-
chen Maßnahme zu entscheiden, sofern 
sie einwilligungsfähig sind, d. h. Art, Be-
deutung und Tragweite der beabsichtig-
ten Maßnahme erfassen und ihren Wil-
len hiernach bestimmen können. Aus die-
sem Grund muss sich der Betreuer, auch 
wenn der Aufgabenkreis die betreffende 
ärztliche Maßnahme umfasst, vergewis-
sern, ob die betreute Person in der kon-
kreten Situation einwilligungsfähig ist 
und selbst entscheiden kann, ob sie in 
die ärztliche Maßnahme einwilligt. Zu be-
achten ist, dass der Betreute im Hinblick 
auf unterschiedlich komplizierte Maßnah-
men durchaus in einem Fall einwilligungs-
fähig sein kann, im anderen Fall dagegen 
nicht. Wenn die betreute Person nicht ein-
willigungsfähig ist, hat der Betreuer nach 
hinreichender ärztlicher Aufklärung über 
die Einwilligung in die medizinische Maß-
nahme zu entscheiden. Einer schriftlich 
niedergelegten, den konkreten Fall tref-
fenden Patientenverfügung des Betreu-

ten hat der Betreuer Ausdruck und Gel-
tung zu verschaffen (§ 1901a Abs. 1 BGB). 
Liegt keine Patientenverfügung vor oder 
treffen die Festlegungen einer Patienten-
verfügung nicht auf die aktuelle Lebens- 
und Behandlungssituation zu, hat der 
Betreuer die Behandlungswünsche oder 
den mutmaßlichen Willen des Betreu-
ten festzustellen und auf dieser Grundla-
ge zu entscheiden (§ 1901a Abs. 2 BGB). 
Ausführliche Informationen finden sich in 
der Broschüre „Patientenverfügung“ des 
Bundesministeriums der Justiz (www.
bmj.bund.de).
Es gelten hier die allgemeinen Regeln: 
Wichtige Angelegenheiten sind nach 
Möglichkeit vorher mit der betreuten Per-
son zu besprechen. Ihre Wünsche (auch 
solche, die sie in einer so genannten Be-
treuungsverfügung festgelegt hat), sind 
zu beachten, soweit dies ihrem Wohl nicht 
zuwiderläuft und es dem Betreuer zuzu-
muten ist.

In bestimmten Fällen bedarf die Einwil-
ligung des Betreuers der Genehmigung 
des Betreuungsgerichts, und zwar dann, 
wenn die begründete Gefahr besteht, 
dass die betreute Person aufgrund der 
Maßnahme stirbt oder einen schweren 
und länger dauernden gesundheitlichen 
Schaden erleidet (§ 1904 Abs. 1 Satz 1 
BGB). Das Genehmigungsverfahren be-
zweckt in solchen schwerwiegenden Fäl-
len auch, die Betreuer mit ihrer Verant-
wortung nicht alleine zu lassen. Eine be-
gründete Todesgefahr im Sinne der Vor-
schrift besteht z. B. bei einer Operation, 
wenn das damit verbundene Risiko allge-
meine Gefahren, wie sie etwa mit jeder 

Narkose verbunden sind, übersteigt. Ein 
schwerer und länger dauernder gesund-
heitlicher Schaden ist z. B. im Falle des 
Verlustes der Sehkraft, bei der Amputa-
tion eines Beines oder bei nachhaltigen 
Persönlichkeitsveränderungen anzuneh-
men. Die Gefahr eines solchen Schadens
eintritts muss konkret und nahe liegend 
sein; nur hypothetische oder unwahr-
scheinliche Gefahren lösen keine Geneh-
migungspflicht aus. Bei Zweifeln sollten 
sich die Betreuer an das Betreuungsge-
richt wenden.
Keine Genehmigungspflicht besteht in Eil-
fällen, wenn mit dem Aufschub der Maß-
nahme Gefahr verbunden wäre (§ 1904 
Abs. 1 Satz 2 BGB). 

Auch die Nichteinwilligung oder der Wi-
derruf der Einwilligung des Betreuers in 
eine Untersuchung des Gesundheitszu-
stands, eine Heilbehandlung oder einen 
ärztlichen Eingriff, bedarf der Genehmi-
gung des Betreuungsgerichts, wenn die 
Maßnahme medizinisch angezeigt ist und 
die begründete Gefahr besteht, dass der 
Betreute auf Grund des Unterbleibens 
oder des Abbruchs der Maßnahme stirbt 
oder einen schweren und länger dauern-
den gesundheitlichen Schaden erleidet. 
Einer solchen Genehmigung bedarf es in 
all diesen Fällen nicht, wenn zwischen Be-
treuer und behandelndem Arzt Einver-
nehmen darüber besteht, dass die Ertei-
lung, die Nichterteilung oder der Widerruf 
der Einwilligung dem nach § 1901a BGB 
festgestellten Willen des Betreuten ent-
spricht (§ 1904 Abs. 4 BGB).

§ 1904

(Genehmigung des Betreuungsgerichts bei ärztli-
chen Maßnahmen)

(1) Die Einwilligung des Betreuers in eine Unter-
suchung des Gesundheitszustands, eine Heilbe-
handlung oder einen ärztlichen Eingriff bedarf 
der Genehmigung des Betreuungsgerichts, wenn 
die begründete Gefahr besteht, dass der Betreu-
te auf Grund der Maßnahme stirbt oder einen 
schweren und länger dauernden gesundheitli-
chen Schaden erleidet. Ohne die Genehmigung 
darf die Maßnahme nur durchgeführt werden, 
wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist.

(2) Die Nichteinwilligung oder der Widerruf der 
Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung 
des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung 
oder einen ärztlichen Eingriff bedarf der Geneh-
migung des Betreuungsgerichts, wenn die Maß-
nahme medizinisch angezeigt ist und die begrün-
dete Gefahr besteht, dass der Betreute auf Grund 
des Unterbleibens oder des Abbruchs der Maß-
nahme stirbt oder einen schweren und länger 
dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet.

(3) Die Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 
ist zu erteilen, wenn die Einwilligung, die Nichtein-
willigung oder der Widerruf der Einwilligung dem 
Willen des Betreuten entspricht.

(4) Eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 
2 ist nicht erforderlich, wenn zwischen Betreu-
er und behandelndem Arzt Einvernehmen dar-
über besteht, dass die Erteilung, die Nichtertei-
lung oder der Widerruf der Einwilligung dem nach 
§ 1901a festgestellten Willen des Betreuten ent-
spricht.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für einen Bevoll-
mächtigten. Er kann in eine der in Absatz 1 Satz 1 
oder Absatz 2 genannten Maßnahmen nur einwil-
ligen, nicht einwilligen oder die Einwilligung wider-
rufen, wenn die Vollmacht diese Maßnahmen aus-
drücklich umfasst und schriftlich erteilt ist.
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Sterilisation
Die Sterilisation stellt einen schweren 
Eingriff in die körperliche Unversehrt-
heit dar. Der dadurch herbeigeführte Ver-
lust der Fortpflanzungsfähigkeit kann oft 
nicht mehr rückgängig gemacht werden. 
Besonders problematisch ist dieser Ein-
griff, wenn über ihn nicht der Betroffene 
selbst, sondern ein anderer als Vertreter 
entscheidet.

Das Gesetz enthält ein völliges Verbot der 
Sterilisation von Minderjährigen. Bei ein-
willigungsunfähigen Volljährigen bedarf 
der Betreuer, wenn der Eingriff durch-
geführt werden soll, hierfür der Geneh-
migung des Betreuungsgerichts, die nur 
unter ganz engen Voraussetzungen in 
einem sehr strengen Verfahren erteilt 
werden kann (§ 1905 BGB). Um Interes-
senkollisionen auszuschließen, ist für die-
se Entscheidung stets ein besonderer Be-
treuer zu bestellen (§ 1899 Abs. 2 BGB). 
Zwangssterilisationen darf es nicht ge-
ben. Außerdem haben alle anderen Me-
thoden der Empfängnisverhütung Vor-
rang. Die Sterilisation ist nur zur Abwen-
dung schwerwiegender Notlagen, die mit 
einer Schwangerschaft verbunden wä-
ren, zulässig.

Unterbringung und ärztliche Zwangs­
maßnahme
Betreuer können unter bestimmten Vo-
raussetzungen die von ihnen betreute 
Person mit gerichtlicher Genehmigung in 
einer geschlossenen Einrichtung (z. B. in 
einem psychiatrischen Krankenhaus) oder 
in einer geschlossenen Abteilung eines 
Krankenhauses oder eines Altenheimes 
unterbringen. Die Unterbringung ist aller-
dings nur unter den in § 1906 Abs. 1 BGB  
genannten Voraussetzungen zulässig, d. h. 
wenn die Gefahr einer erheblichen ge-
sundheitlichen Selbstschädigung oder 
gar Selbsttötung besteht oder wenn ohne 
die Unterbringung eine notwendige ärzt-
liche Maßnahme nicht durchgeführt wer-
den kann, mit der ein drohender erhebli-
cher gesundheitlicher Schaden abgewen-
det werden soll.

Die Unterbringung eines Erwachsenen 
aus lediglich „erzieherischen Gründen“ 
ist nicht möglich. Auch eine Unterbrin-
gung wegen der Gefährdung Dritter ist 
nicht zulässig. Solche Unterbringungen 
sind nicht Aufgabe der Betreuer, sondern 
der nach den Unterbringungsgesetzen 
der einzelnen Länder zuständigen Behör-
den und Gerichte. In Nordrhein-Westfa-
len sind dies die örtlichen Ordnungsbe-
hörden und die Amts- (Betreuungs-) Ge-
richte.
Ohne vorherige Genehmigung sind Unter-
bringungen durch Betreuer nur aus-
nahmsweise zulässig, wenn mit dem Auf-
schub Gefahr verbunden ist. Die Geneh-
migung muss dann aber unverzüglich 
nachgeholt werden (§ 1906 Abs. 2 BGB). 
Betreuer haben die Unterbringung zu be-

§ 1901a BGB 

(Patientenverfügung)

(1) Hat ein einwilligungsfähiger Volljähriger für 
den Fall seiner Einwilligungsunfähigkeit schrift-
lich festgelegt, ob er in bestimmte, zum Zeit-
punkt der Festlegung noch nicht unmittelbar be-
vorstehende Untersuchungen seines Gesund-
heitszustands, Heilbehandlungen oder ärztliche 
Eingriffe einwilligt oder sie untersagt (Patien-
tenverfügung), prüft der Betreuer, ob diese Fest-
legungen auf die aktuelle Lebens- und Behand-
lungssituation zutreffen. Ist dies der Fall, hat der 
Betreuer dem Willen des Betreuten Ausdruck und 
Geltung zu verschaffen. Eine Patientenverfügung 
kann jederzeit formlos widerrufen werden.

(2) Liegt keine Patientenverfügung vor oder tref-
fen die Festlegungen einer Patientenverfügung 
nicht auf die aktuelle Lebens- und Behandlungs-
situation zu, hat der Betreuer die Behandlungs-
wünsche oder den mutmaßlichen Willen des Be-
treuten festzustellen und auf dieser Grundlage 
zu entscheiden, ob er in eine ärztliche Maßnah-
me nach Absatz 1 einwilligt oder sie untersagt. 
Der mutmaßliche Wille ist aufgrund konkreter 
Anhaltspunkte zu ermitteln. Zu berücksichti-
gen sind insbesondere frühere mündliche oder 
schriftliche Äußerungen, ethische oder religiöse 
Überzeugungen und sonstige persönliche Wert-
vorstellungen des Betreuten.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten unabhängig von Art 
und Stadium einer Erkrankung des Betreuten.

(4) Niemand kann zur Errichtung einer Patien-
tenverfügung verpflichtet werden. Die Errichtung 
oder Vorlage einer Patientenverfügung darf nicht 
zur Bedingung eines Vertragsschlusses gemacht 
werden.

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Bevollmächtig-
te entsprechend.

§ 1905

(Sterilisation)

(1) Besteht der ärztliche Eingriff in einer Sterilisa-
tion des Betreuten, in die dieser nicht einwilligen 
kann, so kann der Betreuer nur einwilligen, wenn

1. �die Sterilisation dem Willen des Betreuten nicht 
widerspricht,

2. �der Betreute auf Dauer einwilligungsunfähig 
bleiben wird,

3. �anzunehmen ist, dass es ohne die Sterilisation 
zu einer Schwangerschaft kommen würde,

4. �infolge dieser Schwangerschaft eine Gefahr 
für das Leben oder die Gefahr einer schwer-
wiegenden Beeinträchtigung des körperlichen 
oder seelischen Gesundheitszustandes der 
Schwangeren zu erwarten wäre, die nicht auf 
zumutbare Weise abgewendet werden könn-
te, und 

5. �die Schwangerschaft nicht durch andere zu-
mutbare Mittel verhindert werden kann.

Als schwerwiegende Gefahr für den seelischen 
Gesundheitszustand der Schwangeren gilt auch 
die Gefahr eines schweren und nachhaltigen Lei-
des, das ihr drohen würde, weil betreuungsge-
richtliche Maßnahmen, die mit ihrer Trennung 
vom Kind verbunden wären (§§ 1666, 1666 a), 
gegen sie ergriffen werden müssten.

(2) Die Einwilligung bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts. 

Die Sterilisation darf erst zwei Wochen nach 
Wirksamkeit der Genehmigung durchgeführt 
werden. Bei der Sterilisation ist stets der Metho-
de der Vorzug zu geben, die eine Refertilisierung 
zulässt.

§ 1899 BGB

(Mehrere Betreuer)

(2) Für die Entscheidung über die Einwilligung in 
eine Sterilisation des Betreuten ist stets ein be-
sonderer Betreuer zu bestellen.
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von der Notwendigkeit der Maßnahme zu 
überzeugen und ihn zur Aufgabe seiner 
Ablehnung zu bewegen. Dem Betreuten 
muss ein erheblicher gesundheitlicher 
Schaden drohen, falls die Untersuchung 
oder Behandlung unterbleibt. Die Be-
handlung ist nur zulässig, wenn der dro-
hende Schaden durch keine andere dem 
Betreuten zumutbare Maßnahme abge-
wendet werden kann und ihr Nutzen zu 
erwartende Beeinträchtigungen deutlich 
überwiegt.

„Unterbringungsähnliche  
Maßnahmen“
Wenn Betreute außerhalb geschlossener 
Abteilungen in Anstalten, Heimen oder 
sonstigen Einrichtungen leben, so ist 
dies an sich nicht genehmigungsbedürf-
tig. Der Genehmigung des Betreuungsge-
richts bedarf es jedoch auch in diesen Fäl-
len, wenn Betreuten durch mechanische 
Vorrichtungen, Medikamente oder auf 
andere Weise über einen längeren Zeit-
raum oder regelmäßig die Freiheit entzo-
gen werden soll (sog. unterbringungsähn-
liche Maßnahmen, § 1906 Abs. 4 BGB). 
Dies gilt auch dann, wenn der Betreute 
bereits mit gerichtlicher Genehmigung in 
einer geschlossenen Abteilung oder Ein-
richtung untergebracht ist.

enden, wenn ihre Voraussetzungen weg-
fallen, z. B. die früher vorhandene Selbst-
tötungsgefahr nicht mehr besteht. Sie 
bedürfen zur Beendigung der Unterbrin-
gung nicht der Genehmigung des Be-
treuungsgerichts. Bei Zweifeln können 
sie sich allerdings vom Betreuungsge-
richt beraten lassen. Eine Beendigung der 
Unterbringung ist dem Betreuungsge-
richt anzuzeigen.

Auch im Zusammenhang mit ärztlichen 
Behandlungsmaßnahmen gilt der Grund-
satz, dass eine Betreuung nicht gegen 
den freien Willen eines Erwachsenen an-
geordnet werden darf (§ 1896 Abs. 1a 
BGB). Demzufolge darf ein Betreuer we-
der bestellt noch tätig werden, um eine 
Untersuchung oder Behandlung zu er-
möglichen, die eine erwachsene Person 
aufgrund freier Willensbildung ablehnt, 
die jedoch von ärztlicher Seite oder von 
Angehörigen des Betroffenen für erfor-
derlich gehalten wird. Unter Achtung des 
Selbstbestimmungsrechts der betreu-
ten Person ist eine zwangsweise Unter-
suchung oder Heilbehandlung nur unter 
den in § 1906 Abs. 3 BGB genannten Vo-
raussetzungen zulässig. Dazu zählt, dass 
der Betreute seinen Willen krankheitsbe-
dingt nicht mehr frei bilden kann, d. h. er 
also wegen seiner Krankheit die Notwen-
digkeit der Untersuchung oder Behand-
lung nicht erkennen oder nicht nach die-
ser Einsicht handeln kann. Eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme ist stets das „aller-
letzte Mittel“. Zuvor muss mit dem nöti-
gen Zeitaufwand und ohne Ausübung un-
zulässigen Drucks der ernsthafte Versuch 
unternommen werden, den Betreuten 

Eine Freiheitsentziehung ist nicht anzu-
nehmen, wenn jemand auch ohne die 
Maßnahme gar nicht in der Lage wäre, 
sich fortzubewegen oder wenn die Maß-
nahme ihn nicht an der willentlichen Fort-
bewegung hindert (Beispiel: Zum Schutz 
vor dem Herausfallen aus dem Bett wird 
ein Gurt angebracht, den die betreute 
Person aber – falls sie es möchte – öffnen 
kann). Eine rechtswidrige Freiheitsent-
ziehung liegt auch nicht vor, wenn die be-
treute Person die entsprechende Einwilli-
gungsfähigkeit besitzt und mit der Maß-
nahme einverstanden ist. Nur bei einwil-
ligungsunfähigen Betreuten entscheidet 
deren Betreuer (mit dem Aufgabenkreis 
„freiheitsentziehende und -beschränken-
de Maßnahmen i.S.v. § 1906 BGB“).

Als freiheitsentziehende Maßnahmen 
kommen u. a. in Betracht: Bettgitter; 
Leibgurt im Bett oder am Stuhl; Festbin-
den der Arme und Beine; Abschließen des 
Zimmers oder der Station, wenn die Öff-

§ 1906

(Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der 
Unterbringung)

(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den 
Betreuer, die mit Freiheitsentziehung verbunden 
ist, ist nur zulässig, solange sie zum Wohl des Be-
treuten erforderlich ist, weil 

1. auf Grund einer psychischen Krankheit oder 
geistigen oder seelischen Behinderung des Be-
treuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst tö-
tet oder erheblichen gesundheitlichen Schaden 
zufügt, oder 

2. zur Abwendung eines drohenden erheblichen 
gesundheitlichen Schadens eine Untersuchung 
des Gesundheitszustandes, eine Heilbehandlung 
oder ein ärztlicher Eingriff notwendig ist, ohne die 
Unterbringung des Betreuten nicht durchgeführt 
werden kann und der Betreute auf Grund einer 
psychischen Krankheit oder geistigen oder seeli-
schen Behinderung die Notwendigkeit der Unter-
bringung nicht erkennen oder nicht nach dieser 
Einsicht handeln kann.

(2) Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung 
des Betreuungsgerichts zulässig. Ohne die Ge-
nehmigung ist die Unterbringung nur zulässig, 
wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist; 
die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. 
Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, 
wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. Er hat die 
Beendigung der Unterbringung dem Betreuungs-
gericht anzuzeigen.

(3) Widerspricht eine ärztliche Maßnahme nach 
Absatz 1 Nummer 2 dem natürlichen Willen des 
Betreuten (ärztliche Zwangsmaßnahme), so kann 
der Betreuer in sie nur einwilligen, wenn

1. der Betreute auf Grund einer psychischen 
Krankheit oder einer geistigen oder seelischen 
Behinderung die Notwendigkeit der ärztlichen 
Maßnahme nicht erkennen oder nicht nach die-
ser Einsicht handeln kann,

2. zuvor versucht wurde, den Betreuten von der 
Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme zu 
überzeugen,

3. die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen 
der Unterbringung nach Absatz 1 zum Wohl des 
Betreuten erforderlich ist, um einen drohenden 
erheblichen gesundheitlichen Schaden abzuwen-
den,

4. der erhebliche gesundheitliche Schaden durch 
keine andere dem Betreuten zumutbare Maßnah-
me abgewendet werden kann und

5. der zu erwartende Nutzen der ärztlichen 
Zwangsmaßnahme die zu erwartenden Beein-
trächtigungen deutlich überwiegt.

§ 1846 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an 
der Erfüllung seiner Pflichten verhindert ist.

(3a) Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaß-
nahme bedarf der Genehmigung des Betreu-
ungsgerichts. Der Betreuer hat die Einwilligung 
in die ärztliche Zwangsmaßnahme zu widerrufen, 
wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. Er hat den 
Widerruf dem Betreuungsgericht anzuzeigen.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn dem Betreuten, der sich in einer Anstalt, 
einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung auf-
hält, ohne untergebracht zu sein, durch mecha-
nische Vorrichtungen, Medikamente oder auf an-
dere Weise über einen längeren Zeitraum oder re-
gelmäßig die Freiheit entzogen werden soll.

(5) Die Unterbringung durch einen Bevollmäch-
tigten und die Einwilligung eines Bevollmächtig-
ten in Maßnahmen nach den Absätzen 3 und 4 
setzen voraus, dass die Vollmacht schriftlich er-
teilt ist und die in den Absätzen 1, 3 und 4 genann-
ten Maßnahmen ausdrücklich umfasst. Im übri-
gen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.
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nung auf Wunsch der Bewohnerin oder 
des Bewohners nicht jederzeit gewähr-
leistet ist; Medikamente, die in erster Li-
nie die Ruhigstellung bezwecken (Gegen-
beispiel: Die Ruhigstellung ist Nebenwir-
kung eines zu Heilzwecken verabreich-
ten Medikaments). Bei Zweifeln über die 
Genehmigungsbedürftigkeit sollte das
Betreuungsgericht befragt werden.
In Eilfällen, in denen zum Schutz der Be-
treuten ohne vorherige Genehmigung ge-
handelt werden muss, ist diese unverzüg-
lich nachzuholen.

Wohnungsauflösung
Mit der Auflösung der Wohnung gehen Le-
bensmittelpunkt, die vertraute Umgebung 
 und vielfach auch der Bekanntenkreis verlo-
ren. Unter Betreuung stehende Menschen 
sollen daher insoweit vor übereilten Maß
nahmen geschützt werden (§ 1907 BGB).

Zur Kündigung eines Mietverhältnisses 
über Wohnraum, den die betreute Per-
son gemietet hat, bedarf es der vorhe-
rigen Genehmigung des Betreuungsge-
richts. Gleiches gilt für andere Erklärun-
gen, die auf die Aufhebung eines solchen 
Mietverhältnisses gerichtet sind (z. B. 
Aufhebungsvertrag). Treten andere Um-
stände ein, aufgrund derer die Beendi-
gung des Mietverhältnisses in Betracht 
kommt (z. B. Kündigung durch die Ver-
mieterin oder den Vermieter), so ist dies 
dem Betreuungsgericht unverzüglich 
mitzuteilen, wenn die Betreuung diesen 
Aufgabenkreis umfasst. Soll Wohnraum 
auf andere Weise als durch Kündigung 
oder Aufhebung eines Mietverhältnisses 
aufgegeben werden (etwa durch Verkauf 

Tätigkeit des Betreuers in vermögens­
rechtlichen Angelegenheiten

Anlegung eines  
Vermögensverzeichnisses
Betreuer haben bei Übernahme von An-
gelegenheiten der Vermögenssorge zu-
nächst ein Verzeichnis des Betreuten-
vermögens für das Gericht zu erstellen. 
Der Stichtag (beim Gericht erfragen!) ist 
auf dem Verzeichnis anzugeben. Auch 
das Aktenzeichen der Sache ist einzutra-
gen. Wenn das Gericht für die Erstellung 
ein Formular ausgehändigt hat, so sollte 
dieses verwandt werden, wobei unzutref-
fende Spalten mit Negativzeichen zu ver-
sehen sind.

Allgemeine Pflichten
Ist dem Betreuer eine Angelegenheit aus 
dem Bereich der Vermögenssorge über-
tragen, so hat er bei allen Handlungen zu 
beachten, dass er das Vermögen nicht im 
eigenen, sondern allein im Interesse des 
Betreuten verwaltet und dabei vor un-
berechtigten Vermögensabflüssen zu 
schützen hat. Für ihn gilt daher die Pflicht, 
Geld des Betreuten nicht für sich zu ver-
wenden. Er hat daher darauf zu achten, 
dass sein eigenes und das Geld des Be-
treuten auf getrennten Konten verwaltet 
wird. Außerdem darf der Betreuer im Na-
men des Betreuten nur Gelegenheitsge-
schenke machen, wenn dies dem Wunsch 
des Betreuten entspricht und nach des-
sen Lebensverhältnissen üblich ist. Im 
Übrigen sind Geschenke aus dem Ver-
mögen des Betreuten unzulässig, es sei 
denn, es handelt sich um ein Geschenk, 
das der Anstand gebietet.

Beim Ausfüllen des Verzeichnisses ist 
zu beachten:
Auch solche Ansprüche gehören zum Be-
treutenvermögen, die vor Einrichtung der 
Betreuung entstanden sind. Darauf soll-
te geachtet werden, vor allem im Hinblick 
auf die Zeit ab einer akuten Verschlechte-
rung des Krankheitsbildes.
Grundstücke sind mit ihrer Grundbuch-
bezeichnung anzugeben. Sie müssen zum 
Zwecke der Wertangabe nicht amtlich ge-
schätzt werden. Vielmehr können Betreu-
er den ihrer Auffassung nach zutreffen-
den Verkehrswert angeben. Zu verzeich-
nen sind Giro- und Sparkonten. Nachwei-
se sind beim Gericht mit einzureichen.
Im Falle von Wertpapierangaben ist der 
Depotauszug zum Stichtag in Ablichtung 
beizufügen.

§ 1907

(Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der 
Aufgabe der Mietwohnung)

(1) Zur Kündigung eines Mietverhältnisses über 
Wohnraum, den der Betreute gemietet hat, be-
darf der Betreuer der Genehmigung des Betreu-
ungsgerichts. Gleiches gilt für eine Willenserklä-
rung, die auf die Aufhebung eines solchen Miet-
verhältnisses gerichtet ist.

(2) Treten andere Umstände ein, auf Grund de-
rer die Beendigung des Mietverhältnisses in Be-
tracht kommt, so hat der Betreuer dies dem Be-
treuungsgericht unverzüglich mitzuteilen, wenn 
sein Aufgabenkreis das Mietverhältnis oder die 
Aufenthaltsbestimmung umfasst. Will der Be-
treuer Wohnraum des Betreuten auf andere Wei-
se als durch Kündigung oder Aufhebung eines 
Mietverhältnisses aufgeben, so hat er dies gleich-
falls unverzüglich mitzuteilen.

(3) Zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder zu 
einem anderen Vertrag, durch den der Betreu-
te zu wiederkehrenden Leistungen verpflichtet 
wird, bedarf der Betreuer der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts, wenn das Vertragsverhält-
nis länger als vier Jahre dauern oder vom Betreu-
er Wohnraum vermietet werden soll.

der Möbel, während die betreute Person 
im Krankenhaus ist), so ist dies ebenfalls 
unverzüglich dem Betreuungsgericht 
mitzuteilen. Auch die Vermietung von 
Wohnraum der betreuten Person (z. B. 
während diese sich im Krankenhaus be-
findet) bedarf der betreuungsgerichtli-
chen Genehmigung.

Gleich zu Beginn sollten Betreuer die 
Heimleitung oder das Personal, falls 
möglich auch die betreute Person 
selbst fragen, ob Konten vorhanden 
sind. Bei den Banken sollten sie sich 
– unter Vorlage des Betreuerauswei-
ses – vorstellen. Auch mit der Arbeits-
stelle des Betreuten sowie mit den in 
Betracht kommenden Sozialbehörden 
(Agentur für Arbeit, Kranken-, Pflege-, 
Rentenversicherung, Wohngeldstel-
le, Sozialamt, Integrationsamt) soll-
te erforderlichenfalls Verbindung auf-
genommen werden, desgleichen mit 
Gläubigern sowie Schuldnern.

Wichtig!
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Bei Angaben im Vermögensverzeichnis zu 
Hausrat und Gegenständen des persönli-
chen Gebrauchs ist nur dann eine Einzel-
aufstellung erforderlich, wenn die Gegen-
stände noch einen wirklichen Wert haben. 
Ist das nicht der Fall, genügt eine Gesamt-
wertangabe, bei allgemeiner Wertlosig-
keit ein Hinweis darauf.

Einkünfte können durch Kontoauszüge, 
Verdienst- oder Rentenbescheide nach-
gewiesen werden.

Rechnungslegung und  
Berichterstattung
Dem Gericht sind Betreuer zur regelmäßi-
gen Rechnungslegung und Berichterstat-
tung verpflichtet.
Nach Einreichung des Vermögensver-
zeichnisses wird vom Gericht der Abrech-
nungszeitraum festgelegt. Für die Ab-
rechnung sollte der vom Gericht über-
sandte Abrechnungsvordruck verwendet 
werden. Der Anfangsbestand der Ab-
rechnung berechnet sich aus dem Be-
stand des Vermögensverzeichnisses. 
Zwischenzeitliche Einnahmen und Ausga-
ben sind in die dafür vorgesehenen Spal-
ten einzutragen, wobei wiederkehrende 
Beträge zusammengefasst werden kön-
nen. Belege sind beizufügen; sie werden 
vom Gericht zurückgesandt. Für Sparbü-
cher und Depotauszüge reichen Ablich-
tungen, die sich auf den Abrechnungs-
zeitraum erstrecken, aus.

Vor Einreichung ist die Abrechnung auf 
ihre rechnerische Richtigkeit zu überprü-
fen. Die Belege sind entsprechend den 
laufenden Nummern des Abrechnungs-

vordruckes zu kennzeichnen. Um Rück-
fragen zu vermeiden, sollten notwendige 
Hinweise schriftlich beigefügt werden.

Falls Probleme mit der Rechnungslegung 
entstehen, kann Rat bei der Betreuungs-
behörde oder beim Betreuungsgericht 
eingeholt werden. Falls die Betreuung 
vom Vater, von der Mutter, vom Ehegat-
ten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes oder einem Ab-
kömmling geführt wird, besteht eine 
Pflicht zur laufenden Rechnungslegung 
nur, wenn das Gericht dies ausdrücklich 
angeordnet hat. Ist der Betreuer von der 
Rechnungslegung befreit, ist mindestens 
alle zwei Jahre eine Bestandsaufstellung 
des Vermögens beim Gericht einzurei-
chen. Im Übrigen sollte beachtet werden, 
dass die betreute Person selbst sowie – 
im Falle ihres Todes – ihre Erben ein Recht 
auf Auskunft haben. Deshalb empfiehlt es 
sich, über die Verwaltungsvorgänge Buch 
zu führen und Belege und Kontoauszüge 
aufzuheben.

Der Abrechnung ist ein Bericht über 
die persönlichen Verhältnisse der be-
treuten Person beizufügen (Wie häu-
fig sind die Kontakte zu ihr? Wo ist ihr 
Aufenthalt? Wie ist ihr Gesundheitszu-
stand? Wird die Betreuung weiter für 
notwendig gehalten? Sollte der Wir-
kungskreis der Betreuung erweitert 
oder eingeschränkt werden? usw.).

Wichtig!
Geldanlage und Geldgeschäfte
Das Betreutenvermögen ist wirtschaftlich 
zu verwalten. Geld, das nicht zum Bestrei-
ten laufender Ausgaben benötigt wird, ist 
verzinslich und mündelsicher anzulegen. 
Mündelsicher sind alle Banken mit aus-
reichender Sicherungseinrichtung (dazu 
zählen alle Großbanken, Volksbanken und 
Raiffeisenkassen) sowie Kommunalban-
ken (Stadt- und Kreissparkassen). Das 
Geld sollte mit der Bestimmung angelegt 
werden, dass es nur mit Genehmigung 
des Betreuungsgerichts abgehoben wer-
den kann (sog. Sperrabrede). Auch die 
Geldanlage selbst muss vom Gericht ge-
nehmigt werden.

Als Anlageform kommen auch Wertpapie-
re in Betracht, wenn diese mündelsicher 
sind. Der Anlagewunsch sollte dem Ge-
richt vorher mitgeteilt werden. Dabei ist 
auch zu klären, ob und in welcher Weise 
eine Hinterlegung oder Verwahrung der 
Wertpapiere und ggf. die erwähnte Sperr-
abrede erforderlich sind.

Geld kann auch in Sachwerten angelegt 
werden, etwa in Gold. Der Wirtschaftlich-
keitsgrundsatz ist hier aber besonders zu 
beachten. Kostbarkeiten sollten bei Ban-
ken deponiert werden; das Gericht kann 
im Einzelfall die Hinterlegung anordnen. 
In jedem Fall ist eine Rücksprache mit 
dem Betreuungsgericht empfehlenswert.

Anlagegenehmigungen sind nicht not-
wendig, wenn der Betreuer Elternteil, 
Ehegatte, Lebenspartner oder Abkömm-
ling des Betreuten ist, soweit das Betreu-
ungsgericht nichts anderes anordnet. 

Abhebungen von gesperrten Konten 
müssen vorher genehmigt werden. Dies 
gilt auch für fälliges Festgeld oder fälli-
ges Wertpapiergeld (Ausnahme: die Be-
treuung wird vom Vater, von der Mutter, 
vom Ehegatten, Lebenspartner im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 
einem Abkömmling geführt). Deshalb 
sollte das Betreuungsgericht benachrich-
tigt werden, sobald die Fälligkeit des Gel-
des von der Bank angekündigt wird. 

Für eine Abhebung oder Überweisung 
von einem (nicht gesperrten) Giro- oder 
Kontokorrentkonto braucht der Betreu-
er dagegen keine gerichtliche Genehmi-
gung mehr; seit 1. September 2009 kann 
er über das Guthaben auf einem solchen 
Konto genehmigungsfrei verfügen. Über-
steigt das Guthaben auf dem Giro- oder 
Kontokorrentkonto des Betreuten den für 
dessen laufende Ausgaben benötigten 
Geldbetrag, hat der Betreuer den Über-
schuss aber ebenfalls verzinslich und 
mündelsicher anzulegen.

Handlungen, die der Genehmigung 
durch das Betreuungsgericht  
bedürfen

Grundstücksgeschäfte
Hier bestehen umfangreiche Genehmi-
gungserfordernisse, nicht nur beim Kauf 
und Verkauf eines Grundstücks der be-
treuten Person, sondern ebenso z. B. bei 
der Bestellung von Grundschulden und 
Hypotheken. 

Weitere genehmigungspflichtige Rechts-
geschäfte sind z. B. Erbauseinanderset-
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zungen, Erbausschlagungen, Kreditauf-
nahmen (dazu gehört auch die Überzie-
hung eines Girokontos!), Arbeitsverträge, 
Mietverträge, wenn sie für längere Dauer 
als vier Jahre abgeschlossen werden und 
Lebensversicherungsverträge.

Haftpflichtversicherung
Betreuer haben den Betreuten gegenüber 
für schuldhafte (vorsätzliche oder fahr-
lässige) Pflichtverletzungen einzustehen. 
Auch das Unterlassen einer Handlung 
kann eine Schadensersatzpflicht aus-
lösen. In Nordrhein-Westfalen besteht 
seit dem 1. Juli 2007 eine Sammel-Haft-
pflichtversicherung des Landes für Ver-
mögensschäden. Versichert sind vom 
Betreuungsgericht bestellte ehrenamt-
liche Betreuer, Vormünder und Pfleger. 
Je Versicherungsfall beträgt die Versi-
cherungssumme 250.000,– Euro und für 
alle Versicherungsfälle einer versicher-
ten Person in einem Versicherungsjahr 
500.000,– Euro für Vermögensschäden. 
Gegenüber anderen bestehenden Haft-
pflichtversicherungen von selbständigen 
oder unselbstständigen Vereinigungen, in 
denen der Betreuer mitversichert ist, ist 
die neue Versicherung subsidiär. Der Ab-
schluss einer eigenen individuellen Haft-
pflichtversicherung wird damit entbehr-
lich.
Im Schadensfall oder bei Fragen zum Ver-
sicherungsschutz wenden Sie sich bit-
te an den betreuenden Versicherungs-
dienst:

Ecclesia Versicherungsdienst GmbH
Klingenbergstraße 4
32758 Detmold
Tel.: 05231/603-6112
Fax: 05231/603-197
E-Mail: ehrenamt@ecclesia.de
www.ecclesia.de

Soll ein Vertrag zwischen der betreu-
ten und der betreuenden Person ab-
geschlossen werden, so ist die Vertre-
tung der betreuten Person durch den 
Betreuer ausgeschlossen. In diesen Fäl-
len muss das Betreuungsgericht ein-
geschaltet werden, damit für den Ab-
schluss des Vertrages ein weiterer Be-
treuer bestellt werden kann.

Wichtig!

Ersatz von Aufwendungen
Der Betreuer braucht die mit der Betreu-
ung verbundenen notwendigen Auslagen 
nicht aus eigener Tasche zu bezahlen, viel-
mehr steht ihm insoweit ein Kostenvor-
schuss bzw. -ersatz zu. Den entsprechen-
den Geldbetrag kann er unmittelbar dem 
Vermögen des Betreuten entnehmen, 
wenn der Betreute nicht mittellos ist und 
dem Betreuer die Vermögenssorge für den 
Betreuten übertragen ist. Die Frage der 
Mittellosigkeit beurteilt sich dabei nach 
den differenzierenden Bestimmungen des 
Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches, 
über deren Einzelheiten der Rechtspfleger 
am Betreuungsgericht Auskunft geben 
kann. Anrechnungsfrei bleiben beispiels-
weise kleinere Barbeträge; die Grenze 
hierfür liegt grundsätzlich bei 1.600,– 
Euro. Nach Vollendung des 60. Lebensjah-
res liegt die Grenze bei Rente wegen voller 
Erwerbsminderung oder für vergleichbare 
Rente wegen Invalidität bei 2.600,– Euro. 
In Einzelfällen können sich die Freibeträge 
noch erhöhen. Weitere anrechnungsfreie 
Vermögenswerte sind u. a. ein selbst ge-
nutztes angemessenes Hausgrundstück, 
Kapital, das zum Erwerb eines Heimplat-
zes angespart wurde, oder Kapital, dessen 
Ansammlung zur Altersvorsorge staat-
lich gefördert wurde. In diesen Fällen rich-
tet sich der Anspruch auf Ersatz von Auf-
wendungen gegen die Staatskasse. Der 
Betreuer hat dabei jeweils die Wahl, ob er 
jede einzelne Aufwendung abrechnen und 
entsprechend belegen will oder ob er von 

der Möglichkeit Gebrauch machen will, zur 
Abgeltung seines Anspruchs auf Aufwen-
dungsersatz eine pauschale Aufwandsent-
schädigung von jährlich 399,– Euro zu be-
anspruchen. Für beide Ansprüche gelten 
kurze Erlöschensfristen. In Zweifelsfragen 
sollte sich der Betreuer an den zuständi-
gen Rechtspfleger beim Betreuungsge-
richt wenden. 

Entscheidet sich der Betreuer für die Ein-
zelabrechnung, so gilt Folgendes: Für Fahr-
kosten sieht das Gesetz ein Kilometergeld 
von 0,30 Euro/km vor. Bei größeren Stre-
cken werden unter Umständen nur die 
Kosten eines öffentlichen Verkehrsmit-
tels erstattet. Einzelheiten sollten deshalb 
in solchen Fällen mit dem Betreuungsge-
richt geklärt werden. Der Anspruch auf 
Erstattung der einzelnen Auslagen er-
lischt, wenn er nicht binnen 15  Monaten 
ab Entstehung der Aufwendungen gel-
tend gemacht wird. 

Betreueransprüche

Achtung: Auch für den Anspruch auf 
Geltendmachung der pauschalen Auf-
wandsentschädigung gibt es eine Aus-
schlussfrist! Sie beginnt mit dem auf 
die Bestellung des Betreuers folgen-
den Jahrestag; der Anspruch muss 
bis zum 31.  März des folgenden Ka-
lenderjahres geltend gemacht werden  
(§ 1835a BGB).



4544

Erhält der Betreuer die jährliche pauscha-
le Aufwandsentschädigung, zählt sie zum 
steuerpflichtigen Einkommen. Es kann 
sich deshalb empfehlen, alle Belege auf-
zubewahren, auch wenn man nicht die 
Einzelabrechnung wählt, um ggf. gegen-
über dem Finanzamt die Höhe der Auf-
wendungen belegen zu können. 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2011 sind 
die pauschalen Aufwandsentschädi-
gungen bis zu einem Jahresbetrag von 
2.100,– Euro steuerfrei. Der Freibetrag er-
höht sich ab dem Veranlagungszeitraum 
2013 auf 2.400,– Euro. Er honoriert das 
Engagement von ehrenamtlichen Betreu-
ern und vereinfacht deren Arbeit. Ein eh-
renamtlicher Betreuer kann mehrere Be-
treuungen führen und jeweils die Pau-
schale in Anspruch nehmen, ohne hierfür 
–  bis zur Obergrenze des Freibetrages  – 
steuerpflichtig zu werden. Zu beachten 
ist jedoch, dass in den jeweiligen Steuer-
freibetrag auch die Einnahmen für sons-
tige ehrenamtliche Tätigkeiten (wie etwa 
Übungsleiter, Pflegekraft) einfließen (§ 
3 Nummer 26b EStG). Diese Tätigkeiten 
sind also gegebenenfalls bei der Kalkula-
tion des Steuerfreibetrags mit zu berück-
sichtigen. Weiterhin kann im Einzelfall die 
steuerliche Freigrenze von 256,– Euro (§ 3 
Nummer 3 Satz 2 EStG) eingreifen. In vie-
len Fällen führen darüber hinaus die wei-
teren im Einkommenssteuergesetz gere-
gelten Freibeträge zu einer Minderung der 
Einkommenssteuerbelastung.

Vergütung
Betreuungen werden grundsätzlich eh-
renamtlich und damit unentgeltlich ge-
führt. 

Sie werden jedoch dann entgeltlich ge-
führt, wenn das Gericht bei der Bestel-
lung des Betreuers festgestellt hat, dass 
der Betreuer die Betreuung berufsmä-
ßig führt. In diesem Fall bestimmt sich 
die Höhe der Vergütung nach den Vor-
schriften des Vormünder- und Betreuer-
vergütungsgesetzes (VBVG). Der Berufs-
betreuer erhält je nach seiner beruflichen 
Qualifikation einen Stundensatz zwischen 
27,– und 44,– Euro; hierin ist der Ersatz 
für seine Aufwendungen sowie eine an-
fallende Umsatzsteuer bereits enthalten 
(§ 4 VBVG). Ab Juli 2013 werden erbrach-
te Leistungen der gerichtlich bestellten 
Betreuer grundsätzlich von der Umsatz-
steuer befreit (§ 4 Nummer 16 k UStG). 
Dies gilt nicht für Leistungen, die der Be-
treuer wegen seiner besonderen berufli-
chen Qualifikation für den Betroffenen mit 
erbringen kann, wie z. B. die gerichtliche 
Vertretung des Betroffenen durch einen 
Betreuer, der zugleich Rechtsanwalt ist. 
Für die Führung der Betreuung werden 
dabei je nach Dauer der Betreuung und 
Aufenthalt des Betreuten in einer Einrich-
tung oder zu Hause pauschal zwischen 
zwei und sieben Stunden pro Monat ver-
gütet; ist der Betreute nicht mittellos, sind 
im Monat pauschal zwischen zweieinhalb 
und achteinhalb Stunden zu vergüten  
(§ 5 VBVG). Bei Mittellosigkeit des Betreu-
ten ist die Vergütung aus der Staatskasse 
zu zahlen. Wird die Betreuung nicht von 
einem Berufsbetreuer geführt, so kann 
das Betreuungsgericht dem ehrenamt-
lichen Betreuer ausnahmsweise gleich-
wohl eine angemessene Vergütung bewil-
ligen, soweit der Umfang oder die Schwie-
rigkeit der vom Betreuer zu erledigenden 

Geschäfte dies rechtfertigen und der Be-
treute nicht mittellos ist (§ 1836 Abs. 2 
BGB).

Soweit die Staatskasse Zahlungen an 
den Betreuer erbringt, kann diese unter 
bestimmten Voraussetzungen Ersatz 
von dem Betreuten oder dessen Erben 
verlangen. Dies kommt insbesondere in 
Betracht, wenn der zunächst mittello-
se Betreute später Vermögen (etwa aus 
Anlass einer Erbschaft) erwirbt. Einzel-
heiten hierzu können vom zuständigen 
Rechtspfleger beim Betreuungsgericht 
erfragt werden.

Hilfe durch Behörden und Vereine
In der praktischen Arbeit mit den Betrof-
fenen kommt es vor allem darauf an, mög-
lichst viele geeignete Menschen für die 
Übernahme einer Betreuung zu gewin-
nen. Es wird sich dabei vielfach um Ange-
hörige, Nachbarn oder Personen aus dem 
Freundes- oder Kollegenkreis der Betrof-
fenen handeln, teilweise aber auch um 
Mitbürger, die diesen menschlich über-
aus wertvollen Dienst für Personen über-
nehmen, zu denen sie vorher keinen Kon-
takt hatten.
Es ist ein wichtiges Ziel des Betreuungs-
gesetzes, dass die ehrenamtlichen Be- 
treuer bei der Erfüllung ihrer anspruchs-
vollen Tätigkeit nicht allein gelassen wer-
den, sondern dass für sie ein zuverlässi-
ges System der Begleitung, Beratung und 
Hilfe vorhanden ist.
Möglichkeiten zur Beratung bestehen so-
wohl beim Betreuungsgericht als auch bei 
der zuständigen Betreuungsbehörde.

Zuständige Behörden für Betreuungsan-
gelegenheiten sind die kreisfreien und die 
großen kreisangehörigen Städte, für die 
übrigen kreisangehörigen Gemeinden die 
Kreise. Sie führen im Rahmen dieser Auf-
gaben die Zusatzbezeichnung „Betreu-
ungsstelle“ (§ 1 Abs. 1 Landesbetreuungs-
gesetz NRW). Mit Fragen etwa aus dem 
Bereich des Zivilrechts z. B. im Zusam-
menhang mit Genehmigungsvorbehalten 
oder mit der jährlichen Rechnungslegung 
wird man sich eher an das Gericht wen-
den. Dagegen ist die zuständige Behörde 
der Hauptansprechpartner, soweit es um 
eher praktische Fragen geht. Die Behörde 
wird dabei Hinweise auf mögliche Hilfs-
angebote (z. B. allgemeiner Sozialdienst, 
Einsatz von Haushaltshilfen, fahrbarer 
Mittagstisch, Gemeindeschwestern, So-
zialstationen, Vermittlung von Heimplät-
zen) geben, vielleicht solche Hilfen auch 
vermitteln können.
Gerade am Anfang ihrer Tätigkeit wer-
den Betreuer auf Beratung besonderen 
Wert legen. Daher ist es wichtig, dass sie 
in ihre Aufgaben eingeführt werden, wo-
bei die zuständige Behörde für ein aus-
reichendes Einführungs- und Fortbil-
dungsangebot zu sorgen hat. Im Rahmen 
entsprechender Veranstaltungen kön-
nen nicht nur Rechtsfragen der Betreu-
ung und die verschiedenen Hilfsange-
bote, sondern auch Regeln für den Um-
gang mit den Betroffenen besprochen 
werden. Eine wichtige Rolle kommt nach 
dem Betreuungsgesetz den Betreuungs-
vereinen zu. Hauptamtliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Vereine sol-
len – in Ergänzung des Angebots von Ge-
richten und Behörden – die Betreuer be-
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raten und sie bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben unterstützen. Außerdem ist 
ein regelmäßiger Erfahrungsaustausch 
mit anderen Betreuern wünschenswert. 
Auskünfte über Betreuungsvereine wird 
die zuständige Betreuungsbehörde er-
teilen können. 

Die Beratungsmöglichkeiten bei Betreu-
ungsvereinen und Betreuungsbehörden 
stehen auch den Vorsorgebevollmächtig-
ten offen.

Das gerichtliche Verfahren

Betreuungsvereinen, Sozialarbeiter so-
wie Rechtsanwälte.

Persönliche Anhörung der  
Betroffenen
Das Gericht muss vor Entscheidungen in 
Betreuungssachen die Betroffenen – von 
wenigen Ausnahmefällen abgesehen – 
persönlich anhören und sich einen unmit-
telbaren Eindruck von ihnen verschaffen. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass 
sich der Richter hinreichend über die Per-
sönlichkeit der Betroffenen informiert. 
Den unmittelbaren Eindruck soll sich das 
Gericht in der üblichen Umgebung der 
Betroffenen verschaffen, wenn diese es 
verlangen oder wenn es der Sachaufklä-
rung dient. Gegen ihren Willen sollen die 
Betroffenen jedoch nicht in ihrer Privat-
sphäre gestört werden. Widersprechen 
sie einem Besuch des Richters, so findet 
die Anhörung im Gericht statt.

Der Anhörungstermin muss, sofern ein 
Verfahrenspfleger bestellt ist, in Gegen-
wart dieser Person durchgeführt wer-
den. Das Gericht kann auch bereits in die-
ser Phase des Verfahrens einen Sachver-
ständigen hinzuziehen. Auf Wunsch der 
Betroffenen kann eine Person ihres Ver-
trauens teilnehmen. Weiteren Personen 
kann das Gericht die Anwesenheit gestat-
ten, jedoch nicht gegen den Willen der Be-
troffenen.
Das Ergebnis der Anhörungen, das Sach-
verständigengutachten oder das ärztli-
che Zeugnis sowie die Auswahl des Be-
treuers und die von der Betreuung er-
fassten Aufgabenbereiche werden mit 
den Betroffenen erörtert, soweit dies zur 

Gewährung des rechtlichen Gehörs oder 
zur Sachaufklärung notwendig ist (sog. 
Schlussgespräch). Das Schlussgespräch 
kann mit der persönlichen Anhörung der 
Betroffenen verbunden werden.

Beteiligung Dritter
Das Gericht gibt der Betreuungsbehörde 
Gelegenheit zur Äußerung, wenn die Be-
troffenen dies verlangen oder wenn es der 
Sachaufklärung dient. In der Regel sollen 
auch Ehegatten, Lebenspartner im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes, El-
tern, Pflegeeltern und Kinder Gelegenheit 
zur Stellungnahme erhalten. Auf Wunsch 
der Betroffenen hat das Gericht auch eine 
weitere Vertrauensperson anzuhören, al-
lerdings nur, wenn dadurch keine erhebli-
che zeitliche Verzögerung eintritt.

Sachverständigengutachten
Eine Betreuung und ein Einwilligungs-
vorbehalt dürfen – von Ausnahmefäl-
len abgesehen – nur angeordnet wer-
den, wenn das Gericht ein Sachverstän-
digengutachten über die Notwendigkeit 
und den Umfang der Betreuung sowie 
die voraussichtliche Dauer der Hilfsbe-
dürftigkeit eingeholt hat. Der Sachver-
ständige ist verpflichtet, vor der Erstat-
tung des Gutachtens die Betroffenen per-
sönlich zu untersuchen und zu befragen. 
Das Gericht darf vorhandene Gutachten 
einschließlich der Befunde des Medizi-
nischen Dienstes der Krankenversiche-
rung bei der Pflegekasse anfordern und 
mit Einwilligung des Betroffenen bzw. des 
Verfahrenspflegers in Verfahren zur Be-
stellung eines Betreuers verwerten.

Einleitung des Verfahrens
Eine Betreuung wird vom Amts- (Be
treuungs-) gericht eingerichtet. Betroffe-
ne können die Betreuung selbst beantra-
gen. Ist jemand lediglich körperlich behin-
dert, kann eine Betreuung nur auf eige-
nen Antrag angeordnet werden. In allen 
anderen Fällen entscheidet das Gericht 
auch ohne Antrag der Betroffenen von 
Amts wegen. Dritte (etwa Familienange-
hörige, Nachbarn oder auch Behörden) 
können beim Gericht eine entsprechende 
Anregung geben.

Zuständiges Gericht
Für die Anordnung einer Betreuung ist in 
erster Linie das Gericht zuständig, in des-
sen Bezirk der Betroffene zur Zeit der An-
tragstellung den gewöhnlichen Aufent-
halt hat, sich also hauptsächlich aufhält.

Stellung der Betroffenen
Die Betroffenen sind in jedem Fall verfah-
rensfähig, d. h. sie können selbst Anträge 
stellen und Rechtsmittel gegen gerichtli-
che Entscheidungen einlegen. Sie sollen 
deshalb vom Betreuungsgericht über den 

möglichen Verlauf des Verfahrens unter-
richtet werden.

Verfahrenspflegschaft
Soweit dies zur Wahrnehmung der Inte-
ressen des Betroffenen erforderlich ist, 
bestellt das Gericht ihnen einen Pfle-
ger für das Verfahren. Diese Person soll 
die Betroffenen im Verfahren unterstüt-
zen und ihnen z. B. die einzelnen Verfah-
rensschritte, den Inhalt der Mitteilungen 
des Gerichts und die Bedeutung der An-
gelegenheit erläutern. Erkennbare An-
liegen der Betroffenen hat sie – so weit 
sie mit deren Interessen vereinbar sind – 
dem Gericht zu unterbreiten, damit die-
se Wünsche in die Entscheidung des Ge-
richts einfließen können.

Als Verfahrenspfleger sollen vorrangig 
ehrenamtlich tätige Personen bestellt 
werden, z. B. Vertrauenspersonen aus 
dem Familien-, Freundes- und Bekann-
tenkreis. Soweit keine ehrenamtlichen 
Verfahrenspfleger in Betracht kommen, 
kann zum Verfahrenspfleger auch be-
stellt werden, wer Pflegschaften beruf-
lich führt, insbesondere Mitarbeiter von 
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Bekanntmachung, Wirksamkeit,  
Betreuerurkunde
Die Entscheidung ist dem Betroffenen be-
kannt zu geben sowie dem Betreuer, dem 
Verfahrenspfleger und der Betreuungsbe-
hörde. Wirksamkeit erlangt die Entschei-
dung in der Regel mit der Bekanntgabe an 
den Betreuer. Betreuer werden vom Ge-
richt (Rechtspfleger) mündlich verpflich-
tet; sie erhalten eine Urkunde über ihre 
Bestellung. Diese Urkunde dient als Aus- 
weis für die Vertretungsmöglichkeit. Sie 
ist sorgfältig aufzubewahren. Im Zweifel 
ist sie zusammen mit dem Personalaus-
weis zu verwenden, da sie kein Lichtbild 
enthält. Die Urkunde sollte nicht im Ori-
ginal an Dritte übersandt werden; Ablich-
tungen oder beglaubigte Ablichtungen rei-
chen dafür in der Regel aus. Nach Beendi-
gung der Betreuung ist die Urkunde an das 
Gericht zurückzugeben.

Einstweilige Anordnung
Das beschriebene Verfahren, das eine um-
fassende Ermittlungstätigkeit des Ge-
richts erfordert, nimmt gewisse Zeit in 
Anspruch. Häufig muss jedoch rasch ge-
handelt werden. Dann kann das Gericht 
in einem vereinfachten Verfahren durch 
einstweilige Anordnung eine vorläufige Be-
treuung und/oder einen vorläufigen Einwil-
ligungsvorbehalt anordnen, einen Betreu-
er entlassen oder den Aufgabenkreis der 
Betreuung vorläufig erweitern. Eilmaßnah-
men sind allerdings nur unter bestimmten 
Voraussetzungen zulässig und dürfen kei-
nesfalls länger als höchstens ein Jahr be-
stehen bleiben.

In besonders eiligen Fällen kann das Ge-
richt anstelle eines Betreuers selbst die 
notwendigen Maßnahmen treffen.

Rechtsmittel
Als Rechtsmittel kommt die Beschwer-
de in Betracht, die binnen einer Frist von 
einem Monat oder in bestimmten Fällen 
auch innerhalb einer Frist von 2 Wochen 
eingelegt werden muss. 
Gegen die Entscheidungen des Beschwer-
degerichts ist in Betreuungssachen zur 
Bestellung eines Betreuers, zur Aufhe-
bung einer Betreuung, zur Anordnung 
oder Aufhebung eines Einwilligungsvor-
behaltes und in Unterbringungssachen 
mit freiheitsentziehenden Maßnahmen 
die Rechtsbeschwerde zum Bundesge-
richtshof möglich. Gegen andere Entschei-
dungen des Beschwerdegerichts ist die 
Rechtsbeschwerde nur nach Zulassung 
durch das Beschwerdegericht statthaft. 

Welches Rechtsmittel im Einzelfall in Be-
tracht kommt, wo und auf welche Wei-
se es einzulegen ist, ergibt sich aus der 
Rechtsmittelbelehrung, die das Gericht 
seiner Entscheidung beizufügen hat.

Das Verfahren in  
Unterbringungssachen
In Unterbringungssachen bestehen ein-
heitliche Verfahrensvorschriften. Die-
se gelten sowohl für die (zivilrechtliche) 
Unterbringung durch Betreuer, wie für die 
(öffentlich-rechtliche) Unterbringung nach 
den Landesgesetzen über die Unterbrin-
gung psychisch Kranker. Vom Grundsatz 
her sind sie den Verfahrensvorschriften 

dann herangezogen, wenn ihr Vermögen 
nach Abzug der Verbindlichkeiten mehr 
als 25.000,– Euro beträgt. Bei der Berech-
nung des Vermögens bleibt der Wert eines 
angemessenen Hausgrundstücks außer 
Betracht.

Vorsorge treffen für den  
Betreuungsfall!
Haben Sie noch Fragen?
Jeden ersten Donnerstag im Monat bie-
ten wir Bürgersprechstunden an. Jeweils 
in der Zeit von 15.00 bis 16.30 Uhr kön-
nen Betroffene und Angehörige direkt 
ihre Fragen stellen: per Telefon unter 0211 
837-1915

In dieser landesweiten Aktion stellen nrw-
direkt, das Bürger- und ServiceCenter der 
Landesregierung, und das Justizministe-
rium NRW die Vorsorgemöglichkeiten in 
den Mittelpunkt der Beratung rund um 
das Betreuungsrecht.

Unter www.betreuung.nrw.de finden Sie 
neben vielen nützlichen Informationen 
zum Betreuungsrecht auch das Muster 
einer Vorsorgevollmacht, (inkl. Betreu-
ungsverfügung) zum Download.

Informationen zur Patientenverfügung fin-
den Sie auf der Internetseite des Bundes-
ministeriums der Justiz 
www.bmj.bund.de.

ähnlich die bei der Betreuerbestellung zu 
beachten sind.

Auf die ärztliche Zwangsmaßnahme finden 
die für die Unterbringung geltenden Vor-
schriften entsprechende Anwendung, so-
weit nichts anderes bestimmt ist.

Wird eine Unterbringung genehmigt oder 
vom Gericht angeordnet, so ist die Dauer 
der Unterbringung auf höchstens ein Jahr, 
bei offensichtlich langer Unterbringungs-
bedürftigkeit auf höchstens zwei Jahre zu 
befristen. Eine Verlängerung ist möglich. 
Beruht die Unterbringung auf einer einst-
weiligen Anordnung, so darf sie eine Ge-
samtdauer von drei Monaten nicht über-
schreiten.

Die betreuungsgerichtliche Einwilligung 
in eine ärztliche Zwangsmaßnahme kann 
vom Gericht höchstens für die Dauer von 
6 Monaten genehmigt werden. Die Ge-
nehmigung der ärztlichen Zwangsmaß-
nahme im Wege der einstweiligen Anord-
nung ist auf zwei Wochen zu befristen. 
Verlängerungen sind auch hier möglich.

Kosten des Verfahrens
Betreuungsverfahren verursachen einen 
nicht unerheblichen finanziellen Aufwand. 
So müssen z. B. Sachverständigengutach-
ten, ärztliche Atteste, Reisekosten usw. 
bezahlt werden (Auslagen). Ferner wird 
für das laufende Betreuungsverfahren – 
wie in fast allen gerichtlichen Verfahren 
– als pauschaler Ausgleich für die Inan-
spruchnahme des Gerichts ein bestimm-
ter Betrag verlangt (Gebühren). Betreute 
werden zum Ausgleich dieser Beträge nur 
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Vollmacht

Ich

(Name, Vorname)� (Vollmachtgeber/in)

(Geburtsdatum)

(Straße)

(Postleitzahl und Ort)

(Telefon, Telefax)

(E-Mail)

erteile hiermit Vollmacht an

(Name, Vorname)� (bevollmächtigte Person)

(Geburtsdatum)

(Straße)

(Postleitzahl und Ort)

(Telefon, Telefax)

(E-Mail)

Diese Vertrauensperson wird hiermit bevollmächtigt, 
mich in allen Angelegenheiten zu vertreten, die ich im 
Folgenden angekreuzt oder angegeben habe. Durch 
diese Vollmachtserteilung soll eine vom Gericht ange-
ordnete Betreuung vermieden werden. Die Vollmacht 
bleibt daher in Kraft, wenn ich nach ihrer Errichtung 
geschäftsunfähig geworden sein sollte.

Die Vollmacht ist nur wirksam, solange die bevoll-
mächtigte Person die Vollmachtsurkunde besitzt und 
bei Vornahme eines Rechtsgeschäfts die Urkunde im 
Original vorlegen kann.

Gesundheitssorge/Pflegebedürftigkeit
	
•	 �Sie darf in allen Angelegenheiten der Gesundheitssorge 

entscheiden, ebenso über alle Einzelheiten einer ambu-
lanten oder (teil-)stationären Pflege. Sie ist befugt, 
meinen in einer Patientenverfügung festgelegten Willen 
durchzusetzen.
 Ja	  Nein

•	 �Sie darf insbesondere in sämtliche Maßnahmen zur 
Untersuchung des Gesundheitszustandes, in Heilbe-
handlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligen, nicht 
einwilligen oder eine erteilte Einwilligung widerrufen, 
auch wenn die Maßnahme bzw. das Unterbleiben oder 
der Abbruch einer medizinisch indizierten Maßnahme 
mit Lebensgefahr verbunden sein könnte oder ich 
einen schweren und länger dauernden gesundheitlichen 
Schaden erleiden könnte (§ 1904 Abs. 1 und 2 BGB). 
Sie darf die Einwilligung zum Unterlassen oder Be-
enden lebensverlängernder Maßnahmen erteilen.
 Ja	  Nein

•	 �Sie darf Krankenunterlagen einsehen und deren Heraus-
gabe an Dritte bewilligen. Ich entbinde alle mich be-
handelnden Ärzte und nichtärztliches Personal gegen
über meiner bevollmächtigten Vertrauensperson von 
der Schweigepflicht.
 Ja	  Nein

•	 �Sie darf über meine Unterbringung mit freiheitsent-
ziehender Wirkung (§ 1906 Abs. 1 BGB), über ärztliche 
Zwangsmaßnahmen im Rahmen der Unterbringung 
(§  1906 Abs. 3 BGB) und über freiheitsentziehende 
Maßnahmen (z. B. Bettgitter, Medikamente u. ä.) in 
einem Heim oder in einer sonstigen Einrichtung (§ 
1906 Abs. 4 BGB) entscheiden, solange dergleichen zu 
meinem Wohle erforderlich ist.
 Ja	  Nein

Aufenthalt und Wohnungsangelegenheiten

•	 �Sie darf meinen Aufenthalt bestimmen, Rechte und 
Pflichten aus dem Mietvertrag über meine Wohnung 
einschließlich einer Kündigung wahrnehmen sowie 
meinen Haushalt auflösen.
 Ja	  Nein

•	 �Sie darf einen neuen Wohnungsmietvertrag abschließen 
und kündigen.
 Ja	  Nein

•	 �Sie darf einen Heimvertrag abschließen und kündigen.
 Ja	  Nein

Behörden

•	 �Sie darf mich bei Behörden, Versicherungen, Renten- 
und Sozialleistungsträgern vertreten.
 Ja	  Nein



Vermögenssorge

•	 �Sie darf mein Vermögen verwalten und hierbei alle 
Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte im In- und 
Ausland vornehmen, Erklärungen aller Art abgeben 
und entgegennehmen, sowie Anträge stellen, abändern, 
zurücknehmen,
 Ja	  Nein

namentlich

•	 über Vermögensgegenstände jeder Art verfügen,
 Ja	  Nein

•	 Zahlungen und Wertgegenstände annehmen,
 Ja	  Nein

•	 Verbindlichkeiten eingehen,
 Ja	  Nein

•	 �Willenserklärungen bezüglich meiner Konten, Depots 
und Safes abgeben. Sie darf mich im Geschäftsverkehr 
mit Kreditinstituten vertreten (bitte beachten Sie hierzu 
auch den nachfolgenden Hinweis).
 Ja	  Nein
Hinweis: Für die Vermögenssorge in Bankangelegenheiten sollten Sie auf 
die von Ihrer Bank/Sparkasse angebotene Konto-/Depotvollmacht zurück-
greifen. Diese Vollmacht berechtigt den Bevollmächtigten zur Vornahme 
aller Geschäfte, die mit der Konto- und Depotführung in unmittelbarem Zu-
sammenhang stehen. Es werden ihm keine Befugnisse eingeräumt, die für 
den normalen Geschäftsverkehr unnötig sind, wie z. B. der Abschluss von 
Finanztermingeschäften. Die Konto-Depotvollmacht sollten Sie grundsätz-
lich in Ihrer Bank oder Sparkasse unterzeichnen; etwaige spätere Zweifel 
an der Wirksamkeit der Vollmachtserteilung können hierdurch ausgeräumt 
werden. Können Sie Ihre Bank/Sparkasse nicht aufsuchen, wird sich im Ge-
spräch mit Ihrer Bank/Sparkasse sicher eine Lösung finden. 

Denken Sie an die erforderliche Form der Vollmacht bei Immobilien-
geschäften, für Handelsgewerbe oder die Aufnahme eines Verbraucherdar-
lehens (vgl. S. 8 / 9 dieser Broschüre).

•	 �Schenkungen in dem Rahmen vornehmen, der einem 
Betreuer rechtlich gestattet ist.
 Ja	  Nein

•	 Folgende Geschäfte soll sie nicht wahrnehmen können:

Post und Fernmeldeverkehr

•	 �Sie darf die für mich bestimmte Post entgegennehmen 
und öffnen sowie über den Fernmeldeverkehr entschei-
den. Sie darf alle hiermit zusammenhängenden Willens
erklärungen (z. B. Vertragsabschlüsse, Kündigungen) 
abgeben.
 Ja	  Nein

Vertretung vor Gericht

•	 �Sie darf mich gegenüber Gerichten vertreten sowie Pro
zesshandlungen aller Art vornehmen.
 Ja	  Nein

Untervollmacht

•	 Sie darf Untervollmacht erteilen.
 Ja	  Nein

Betreuungsverfügung

•	 �Falls trotz dieser Vollmacht eine gesetzliche Vertretung 
(„rechtliche Betreuung”) erforderlich sein sollte, bitte 
ich, die oben bezeichnete Vertrauensperson als Betreuer 
zu bestellen.
 Ja	  Nein

Geltung über den Tod hinaus

•	 �Die Vollmacht gilt über den Tod hinaus
 Ja	  Nein

weitere Regelungen

(Ort, Datum)

(Unterschrift des Vollmachtgebers/der Vollmachtgeberin) 

(Ort, Datum)

(Unterschrift des Vollmachtnehmers/der Vollmachtnehmerin) 
(Hinweis: Wegen der grundsätzlich zu empfehlenden Registrierung der Vollmacht im Vorsorgeregister 

der Bundesnotarkammer vgl. Sie bitte die Erläuterungen auf Seite 16 dieser Broschüre.)
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